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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1976 Ausgegeben am 18. Juni 1976 76. Stück

258. Bundesgesetz: Viehwirtschaftsgesetz 1976
(NR: GP XIV RV 117 AB 214 S. 24. BR: 1500 AB 1514 S. 351.)

259. Bundesgesetz: Marktordnungsgesetz-Novelle 1976
(NR: GP XIV AB 215 S. 24. BR: 1501 und Zu 1501 AB 1515 S. 351.)

260. Bundesgesetz: Preisgesetz
(NR: GP XIV RV 104 AB 212 S. 24. BR: 1502 AB 1516 S. 351.)

2 5 8 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1976,
mit dem wirtschaftspolitische und ernäh-
rungswirtschaftliche Maßnahmen auf dem
Gebiete der Viehwirtschaft getroffen werden

(Viehwirtschaftsgesetz 1976)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Artikel II des vorliegenden Bun-
desgesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung
dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf des
30. Juni 1978 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.
Die im Artikel II geregelten Angelegenheiten
können unmittelbar von Bundesbehörden ver-
sehen werden.

Artikel II
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(5) Tierische Produkte im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind die in den Abs. 2, 3 und 4 genann-
ten Waren.

(6) Bei der Ein- oder Ausfuhr gelten die im
Abs. 1 genannten lebenden Tiere als zum Schlach-
ten bestimmt, sofern nicht durch Vorlage einer
Bestätigung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft im Zeitpunkt der Zollab-
fertigung nachgewiesen wird, daß die Tiere zu
einer anderen Bestimmung als zum Schlachten
eingeführt oder ausgeführt werden.

(7) Für die Einreihung einer Ware in eine der
in den Abs. 1 bis 4 angeführten Zolltarifnum-
mern gelten die Bestimmungen des Zolltarif-
gesetzes 1958, BGBl. Nr. 74.

§ 2. (1) Bei der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist auf die Erreichung folgender Ziele
abzustellen:

a) Schutz der inländischen Viehwirtschaft,
b) Stabilisierung der Preise für Schlachttiere

und tierische Produkte,
c) Gewährleistung der Versorgung mit den

im § 1 genannten Waren in einer der Ver-
wendung entsprechenden Qualität.

(2) Die Besorgung der Aufgaben nach diesem
Bundesgesetz obliegt, soweit nicht anderes be-
stimmt ist, der „Vieh- und Fleischkommission
beim Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft" (im folgenden als „Kommission" be-
zeichnet). Sie hat ihren Sitz in Wien; ihr Wir-
kungsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bun-
desgebiet.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft hat durch Verordnung Vieh-
und Fleischmärkte, die regelmäßig mit Schlacht-
rindern oder Schlachtschweinen oder Fleisch von
solchen Tieren beschickt werden, besondere Be-
deutung für den Absatz haben und von über-
regionaler Bedeutung für die Preisbildung sind,
zu Richtmärkten zu erklären.

(2) In Verordnungen nach Abs. 1 sind Be-
stimmungen über die Feststellung der mengen-
mäßigen Umsätze und über die Notierung der
Preise auf den Richtmärkten zu treffen. Dabei
sind unterschiedliche Verhältnisse auf den ein-
zelnen Richtmärkten insoweit zu berücksichtigen,
als hiedurch der Aussagewert der Preisnotierun-
gen und ihre Vergleichbarkeit nicht beeinträchtigt
werden. Die Verordnungen haben insbesondere
die Verpflichtung zur amtlichen Verwiegung, zur
Verkaufsabrechnung mit Schlußscheinen und
über eine Vieh- und Fleischmarktkasse festzu-
legen. Ferner ist vorzuschreiben, daß die Men-
genumsätze und die ermittelten Preisnotierungen
dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft und der Kommission bekanntzugeben sind.

(3) Unternehmer von Schlachtstätten und
Schlachthöfen ohne Marktverkehr, bei denen im

übrigen die Voraussetzungen des Abs. 1 zu-
treffen, sind vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft durch Bescheid zu verpflichten,
über Umsatzmengen und die bezahlten Preise
Aufzeichnungen zu führen und hierüber dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
und der Kommission Berichte vorzulegen.

(4) Vorschriften nach Abs. 2 oder 3 sind nur
hinsichtlich solcher Schlachttiere und tierischen
Produkte zu erlassen, die auf dem betreffenden
Richtmarkt oder von dem betreffenden Unter-
nehmen regelmäßig in Mengen umgesetzt wer-
den, denen Einfluß auf die überörtliche Preis-
bildung zukommt. Die gemeldeten Preise haben
sich auf einzelne Qualitätsklassen (Qualitäts-
klassengesetz, BGBl. Nr. 161/1967) oder, soweit
solche nicht bestimmt sind, auf handelsübliche
Qualitäten zu beziehen.

§ 4. (1) Die Kommission hat Preisbänder fest-
zusetzen für Schlachttiere (Stiere, Kühe, Fleisch-
schweine) sowie Weidnerkälber und Hälften von
Fleischschweinen. Sie kann darüber hinaus Preis-
bänder festsetzen für andere Kategorien von
Schlachtrindern und -schweinen sowie für Fleisch
von solchen Tieren, wenn hiedurch die Ent-
scheidungsgrundlagen für die Erreichung der Ziele
des § 2 verbessert werden.

(2) Die Höhe der Preisbänder und die Ab-
stände zwischen ihrer Unter- und Obergrenze
sind unter Bedachtnahme auf die Zielsetzungen
des § 2 Abs. 1 festzulegen. Die Preisbänder sind
für jeweils ein Kalenderjahr festzusetzen und
auch innerhalb dieses Zeitraumes erforderlichen-
falls Änderungen der Verhältnisse anzupassen.

(3) Die Kommission hat die Maßnahmen, für
die sie nach diesem Bundesgesetz zuständig ist,
darauf abzustellen, daß sich die Marktpreise im
Rahmen der Preisbänder halten.

§ 5. (1) Der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft hat auf Vorschlag der Kommis-
sion jeweils bis zum 31. Dezember für die ersten
vier Monate des folgenden Kalenderjahres und
bis zum 30. April für das gesamte laufende
Kalenderjahr unter Bedachtnahme auf die in-
ländische Produktion für die im § 1 genannten
Waren Ein- und Ausfuhrpläne (Mengen der ein-
und auszuführenden Waren, allenfalls auch Zeit-
punkt der Ein- und Ausfuhr) festzulegen.

(2) Die Kommission hat die festgelegten Ein-
und Ausfuhrpläne bei Vollziehung ihrer Auf-
gaben grundsätzlich zu beachten. Die Ein- und
Ausfuhrpläne dürfen auf Vorschlag der Kom-
mission nur abgeändert werden, wenn die Sta-
bilität der Preise der im § 1 genannten Waren
oder die Bedarfslage eine Erhöhung oder Min-
derung der in den Plänen vorgesehenen Mengen
oder eine zeitliche Verschiebung der Ein- oder
Ausfuhren erforderlich machen.
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§ 6. (1) Einfuhren der im § 1 genannten
Waren aus dem Zollausland bedürfen der Be-
willigung der Kommission.

(2) Soweit es die Stabilität der Preise der im
§ 1 genannten Waren und die Bedarfslage er-
fordern, hat die Kommission die entsprechenden
Einfuhren zu veranlassen; sie hat zu diesem
Zweck ein allgemeines Einfuhrverfahren (Abs. 3)
vorzusehen oder eine Ausschreibung (Abs. 4) vor-
zunehmen.

(3) Das allgemeine Einfuhrverfahren ist durch
öffentliche Bekanntmachung zu regeln, in der
insbesondere der Zeitraum der Anwendung des
Verfahrens, die Form der Antragstellung für die
Erteilung der Einfuhrbewilligung, die Grund-
sätze der Bewilligungserteilung einschließlich einer
allfälligen mengen- oder wertmäßigen Begren-
zung der einzelnen Einfuhranträge und erforder-
lichenfalls auch das zur Einfuhr zugelassene, durch
Menge oder Wert bestimmte Warenkontingent
festzulegen sind.

(4) Wenn vom allgemeinen Einfuhrverfahren
nachteilige Auswirkungen auf die österreichische
Volkswirtschaft zu befürchten sind oder es im
staatsfinanziellen Interesse liegt, hat die Kom-
mission durch öffentliche Bekanntmachung zur
Antragstellung für die in Aussicht genommenen
Einfuhren aufzufordern. In einer Bekannt-
machung, derzufolge die Einfuhren auf Abruf
(Abs. 7) zu erfolgen haben, kann vorbehalten
werden, daß höchstens ein Zehntel der gesamten
für die Einfuhr vorgesehenen Menge nicht ab-
gerufen wird. Die Kommission hat den preis-
wertesten Einfuhrantrag zu bewilligen; sie hat
jedoch von der Erteilung der Bewilligung abzu-
sehen oder die Bewilligung für eine Teilmenge
zur erteilen, wenn und soweit die Erteilung der
Bewilligung den Zielen der Ausschreibung nicht
entsprechen würde. Die Angebotsformen lebende
Schweine und Schweinehälften sind sowohl ge-
meinsam auszuschreiben als auch gemeinsam dem
Vergleich der Preiswertigkeit zu unterziehen. Bei
der Beurteilung der Preiswertigkeit ist auch auf
die allgemeinen volkswirtschaftlichen Interessen,
insbesondere die Konsumenteninteressen, Bedacht
zu nehmen.

(5) In den Verfahren nach Abs. 3 und 4 darf
der Importeur in der Wahl sowohl des Ur-
sprungs- als auch des Lieferlandes nur insoweit
beschränkt werden, als Einfuhren veterinärrecht-
lich nicht zulässig sind.

(6) Abweichend von den Abs. 2 bis 4 kann die
Kommission Anträgen auf Einfuhrbewilligungen
für Mustersendungen und für Einfuhren geringer
Mengen oder geringen Wertes ohne besonderes
Verfahren stattgeben. Weiter kann die Kom-
mission in einem den jeweiligen Gegebenheiten
entsprechenden Verfahren Einfuhrbewilligungen

erteilen, soweit dies zur Erfüllung völkerrecht-
licher Verpflichtungen oder zur Förderung öster-
reichischer Messen erforderlich ist.

(7) Die Gültigkeit der Einfuhrbewilligung ist
zu befristen. Die Einfuhrbewilligung hat die
Angabe des Ursprungs- und Lieferlandes zu ent-
halten. Ferner ist die Einfuhrbewilligung, soweit
es zur Erreichung der im § 2 Abs. 1 genannten
Ziele notwendig ist, mit Auflagen hinsichtlich
der Qualität, der Einfuhrzeit, der Durchführung
des Transportes, der Lagerung, der Verwendung,
der Verteilung und der Inverkehrsetzung über
bestimmte Märkte zu verbinden. Um sicherzu-
stellen, daß innerhalb der Gültigkeitsdauer der
Einfuhrbewilligung der jeweiligen Marktlage an-
gepaßte Teilmengen eingeführt werden, kann
ferner die Auflage erteilt werden, daß die Ein-
fuhr nach Maßgabe entsprechender Abrufe durch
die Abrufkommission zu erfolgen hat. Von der
Kommission erlassene Durchführungsbestimmun-
gen, die dem Nachweis der Einhaltung einer Auf-
lage dienen, sind Bestandteil der betreffenden
Auflage. Die Kommission darf nur solche Auf-
lagen vorschreiben, die in der öffentlichen Be-
kanntmachung gemäß Abs. 3 oder 4 genannt
waren. Um die Einfuhr innerhalb der Gültig-
keitsdauer der Einfuhrbewilligung und die Ein-
haltung von Auflagen zu gewährleisten, kann die
Kommission die Erteilung der Einfuhrbewilligung
von der Leistung einer Sicherstellung abhängig
machen. Ferner kann die Kommission bei über-
wiegend für Zwecke der Fleisch- und Fettwaren-
erzeugung bestimmten Einfuhren die Erteilung
der Einfuhrbewilligung davon abhängig machen,
daß ein Vorvertrag mit einem einschlägigen Ver-
arbeitungsbetrieb oder einer Marktagentur bei-
gebracht wird.

(8) Importeuren, die Auflagen, unter denen
die Bewilligung erteilt wurde, schuldhaft nicht
einhalten, sowie Importeuren, die die Ware inner-
halb der Gültigkeitsdauer der Einfuhrbewilligung
schuldhaft nicht oder nicht zur Gänze einführen,
können bereits erteilte Bewilligungen entzogen
werden, wenn ihre Aufrechterhaltung zu volks-
wirtschaftlichen Nachteilen führen würde. Aus
den gleichen Gründen können Importeure über-
dies zeitweise oder dauernd von der Durchfüh-
rung von Importgeschäften ausgeschlossen wer-
den. Außerdem können aus diesen Gründen
Sicherstellungen ganz oder teilweise von der
Kommission zugunsten des Bundes für verfallen
erklärt werden. Hiebei ist auf allfällige vom
Importeur erbrachte Nachweise, daß er die Frist
für die Einfuhr oder die Auflagen ohne sein Ver-
schulden nicht einhalten konnte, Bedacht zu
nehmen. Zur Gänze oder zum überwiegenden
Teil darf der Sicherstellungsbetrag nur für ver-
fallen erklärt werden, wenn die Nichteinhaltung
der Frist für die Einfuhr oder von Auflagen
eine erhebliche Beeinträchtigung öffentlicher In-
teressen zur Folge hat.
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(9) Eine Einfuhrbewilligung der Kommission
ist nicht erforderlich für

1. die Einfuhr von Waren,

a) deren Verkehr gemäß multilateralen Ver-
einbarungen keinen Beschränkungen unter-
liegt,

b) im kleinen Grenzverkehr,

c) im Reiseverkehr,

d) im Postverkehr, sofern die Sendung bei
einem ausländischen Postamt aufgegeben
wird oder

e) auf Grund des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und der Republik
Italien über die Regelung des erleichterten
Warenaustausches zwischen den österrei-
chischen Bundesländern Tirol und Vorarl-
berg und der italienischen Region Trentino-
Alto Adige, BGBl. Nr. 125/1957;

2. die Durchfuhr von Waren durch das Zoll-
gebiet. Dies gilt auch für lebende Tiere, die wegen
Verletzungen oder Erkrankungen während der
Durchfuhr notgeschlachtet werden müssen, wenn
sie auf dem Bahnwege befördert werden.

(10) Die Zollämter dürfen im § 1 genannte
Waren nur dann zum freien Verkehr abfertigen,
wenn eine Einfuhrbewilligung der Kommission,
die an den Warenempfänger im Sinne der zoll-
gesetzlichen Vorschriften ergangen ist, vorgelegt
wird oder wenn es sich um Einfuhren gemäß
Abs. 9 Z. 1 oder 2 zweiter Satz handelt.

§ 7. (1) Ausfuhren von Schlachttieren, Fleisch
und tierischen Fetten — ausgenommen Waren
der Zolltarifnummer 15.02 A — in das Zoll-
ausland bedürfen der Bewilligung der Kommis-
sion. Wenn die Zielsetzungen des § 2 Abs. 1 hie-
durch nicht beeinträchtigt werden, ist die Be-
willigung zu erteilen. Wenn es im volkswirt-
schaftlichen Interesse liegt, hat die Kommission
durch öffentliche Bekanntmachung zur Antrag-
stellung für die Erteilung von Ausfuhrbewil-
ligungen aufzufordern. Die Bekanntmachung hat
insbesondere Art und Menge der zur Ausfuhr
vorgesehenen Waren, den Ausfuhrzeitraum, das
zur Anwendung gelangende Verfahren (Abs. 2
oder 3) und sonstige für die Antragstellung und
die Erteilung der Bewilligung wesentliche Um-
stände zu enthalten.

(2) Wenn es im Interesse der Aufrechterhaltung
von Absatzmöglichkeiten auf den Auslands-
märkten liegt, ist die zur Ausfuhr vorgesehene
Gesamtmenge auf die Exporteure der bewil-
ligungspflichtigen Waren in einer Weise aufzu-
teilen, daß diesem Interesse unter Bedachtnahme
auf die Produktions- und Marktverhältnisse in
den einzelnen Bundesländern bestmöglich Rech-
nung getragen erscheint.

(3) Soweit nicht die Bestimmungen des Abs. 2
zur Anwendung gelangen, ist in der öffentlichen
Bekanntmachung zur Bekanntgabe des Stützungs-
erfordernisses beziehungsweise des Exportaus-
gleichsbetrages (§ 11 Abs. 3) aufzufordern. Die
Kommission hat den günstigsten Ausfuhrantrag
zu bewilligen. Die Bewilligung ist jedoch zu ver-
sagen, wenn sie öffentlichen Interessen zuwider-
laufen würde.

(4) Die Gültigkeitsdauer der Ausfuhrbewil-
ligung ist zu befristen. Um die Ausfuhr innerhalb
der Gültigkeitsdauer der Ausfuhrbewilligung zu
gewährleisten, kann die Kommission im Falle
einer Ausschreibung gemäß Abs. 3 die Erteilung
der Bewilligung von der Leistung einer Sicher-
stellung abhängig machen. Die Sicherstellung ist
zur Gänze beziehungsweise zu einem entsprechen-
den Teil zugunsten des Bundes für verfallen zu
erklären, wenn die Ware nicht beziehungsweise
nicht zur Gänze in das Zollausland ausgeführt
wird. Hiebei ist auf allfällige vom Exporteur er-
brachte Nachweise, daß ihm die Ausfuhr ohne
sein Verschulden nicht möglich war, Bedacht zu
nehmen.

(5) Die Bestimmungen des § 4 Abs. 1 Außen-
handelsgesetz 1968 über die Befreiung von der
Bewilligungspflicht in der Ausfuhr gelten sinn-
gemäß.

(6) Die Zollämter dürfen nach Abs. 1 bewil-
ligungspflichtige Waren in der Ausfuhr nur ab-
fertigen, wenn eine Ausfuhrbewilligung der Kom-
mission, die an den Versender im Sinne der zoll-
gesetzlichen Vorschriften ergangen ist, vorgelegt
wird oder wenn es sich um Ausfuhren handelt,
für die gemäß Abs. 5 keine Ausfuhrbewilligung
erforderlich ist.

§ 8. Die Kommission ist berechtigt, von den
Importeuren und Exporteuren Berichte und
Nachweise zu fordern, soweit dies zur Einhal-
tung der Bestimmungen der §§ 6 und 7 erforder-
lich ist und in diesen Fällen durch ihre Organe
oder geeignete Sachverständige in die in Betracht
kommenden Aufzeichnungen und in die Lager
Einsicht zu nehmen.

§ 9. Durch die Bestimmungen der §§ 6 und 7
wird das Erfordernis einer Ein- oder Ausfuhr-
bewilligung nach dem Außenhandelsgesetz 1968
nicht berührt.

§ 10. (1) Anläßlich der Einfuhr von Waren,
die im § 1 genannt sind, aus dem Zollausland
wird an Stelle des Zolles nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen ein Importausgleich er-
hoben.

(2) Die Höhe des Importausgleiches ergibt
sich aus dem Unterschied zwischen dem Auslands-
preis einer Ware und dem höheren Inlandspreis
einer gleichartigen Ware, vermindert um die
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Importspesen und eine angemessene Import-
spanne. Die Importspesen und die Importspanne
sind mit einem Durchschnittssatz zu berücksich-
tigen.

(3) Als Inlandspreis ist ein unter Bedachtnahme
auf die Marktbedürfnisse und die Aufrechterhal-
tung einer ausreichenden Inlandsproduktion zu
ermittelnder Vergleichswert heranzuziehen, der
bei Waren, für die Preisbänder festgesetzt sind,
innerhalb des Preisbandes zu Hegen hat. In einer
Ausschreibung (§ 6 Abs. 4) ist der Vergleichswert
anzugeben, von dem bei der betreffenden Ein-
fuhr ausgegangen wird.

(4) Als Auslandspreise gelten bei Ausschreibun-
gen (§ 6 Abs. 4) die Angebotspreise der Einfuhr-
anträge, die bewilligt werden, und bei sonstigen
Einfuhren, soweit nicht Abs. 5 zur Anwendung
kommt, der Zollwert (Wertzollgesetz 1955, BGBl.
Nr. 60).

(5) Für Einfuhren, die in einem allgemeinen
Einfuhrverfahren bewilligt werden, ist der Im-
portausgleich mit einem Pauschbetrag festzustel-
len, der in der öffentlichen Bekanntmachung ge-
mäß § 6 Abs. 3 bekanntzugeben ist. Der Pausch-
betrag ist unter Berücksichtigung der Preis-
situation, die im Zeitpunkt der öffentlichen Be-
kanntmachung in den Hauptlieferländern Öster-
reichs besteht, in einem Ausmaß festzusetzen, daß
der Absatz der eingeführten Ware voraussicht-
lich zu den nach Abs. 3 maßgebenden Vergleichs-
werten möglich ist.

(6) Zur Erreichung der im § 2 Abs. 1, ins-
besondere in lit. a, genannten Ziele kann abwei-
chend von den Bestimmungen der Abs. 2 bis 5
der Importausgleich jedenfalls bis zur folgenden
Höhe festgestellt werden:

(7) Bei der Feststellung des Importausgleiches
ist auf die Verpflichtungen der Republik Öster-
reich nach dem Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen, BGBl. Nr. 254/1951, Bedacht zu
nehmen.

(8) Die Feststellung des Importausgleiches er-
folgt durch die Kommission mit Bescheid. In
gleicher Weise ist bei Vorliegen der Vorausset-
zungen zu bestimmen, daß ein Importausgleich
nicht zu entrichten ist. Der Bescheid muß an
den Warenempfänger im Sinne der zollgesetz-
lichen Vorschriften ergangen sein und dem Zoll-
amt im Zeitpunkt der Abfertigung der Waren
zum freien Verkehr vorgelegt werden.

(9) Der Importausgleich ist von den Zoll-
ämtern nach Maßgabe des von der Kommission
erlassenen Bescheides nach den für Zölle gelten-
den Rechtsvorschriften zu erheben, soweit nicht
nach diesem Bundesgesetz anderes bestimmt ist.
Bei Änderung oder Berichtigung des Bescheides
der Kommission ist der Abgabenbescheid ohne
Rücksicht darauf, ob die Rechtskraft eingetreten
ist oder nicht, von Amts wegen durch einen neuen
Bescheid zu ersetzen. Der Abgabenbescheid kann
nicht mit der Begründung angefochten werden,
daß die in dem Bescheid der Kommission ge-
troffenen Feststellungen unzutreffend seien. Die-
ser Einwand kann nur gegen den Bescheid der
Kommission erhoben werden.

(10) Ist für im Eingang vorgemerkte Waren
eine Zollabrechnung nach dem Zollgesetz 1955
durchzuführen, so hat das Zollamt den Import-
ausgleich vorbehaltlich des Abs. 7 in der Höhe
des sich aus der Anwendung des allgemeinen
tarifmäßigen Zollsatzes ergebenden Zolles zu be-
messen, sofern nicht ein Bescheid, mit dem ein
Importausgleich festgesetzt wurde, vom Vor-
merknehmer zur Zollabrechnung vorgelegt wird.

(11) Die Erhebung des Importausgleiches von
Waren, die aus der Zollfreizone in das übrige
Zollgebiet verbracht werden, richtet sich nach

123
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Art und Beschaffenheit, Menge und Wert dieser
Waren im Zeitpunkt ihrer Verbringung aus der
Zollfreizone.

§ 11. (1) Anläßlich der Ausfuhr von Waren,
die im § 1 genannt sind, in das Zollausland wird
ein Exportausgleich erhoben, wenn die Auslands-
preise solcher Waren nicht nur kurze Zeit über
den Inlandspreisen gleichartiger Waren liegen.
Auf welche Waren diese Voraussetzungen zutref-
fen, ist vom Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft durch Verordnung festzustellen.

(2) Der Exportausgleich ist von der Kommis-
sion mit Bescheid festzustellen.

(3) Für Ausfuhren, die auf Grund einer Aus-
schreibung gemäß § 7 Abs. 3 bewilligt wurden,
ist der Exportausgleich in der Höhe des vom
Exporteur bekanntgegebenen Exportausgleichs-
betrages festzustellen. In den übrigen Fällen hat
die Bemessung des Exportausgleiches derart zu
erfolgen, daß die Differenz zwischen dem In-
landspreis einer Ware und ihrem Auslandspreis,
der sich aus den für Ausfuhren aus Österreich
günstigsten Absatzmöglichkeiten auf dem Welt-
markt ergibt, ausgeglichen wird. Hiebei ist dar-
auf Bedacht zu nehmen, daß die Wettbewerbs-
gleichheit der aus dem Inland stammenden mit
der auf dem Weltmarkt angebotenen Ware er-
halten bleibt.

(4) Der Exportausgleich ist von den Zoll-
ämtern nach Maßgabe des von der Kommission
erlassenen Bescheides nach den für Zölle gelten-
den Rechtsvorschriften zu erheben, soweit nicht
nach diesem Bundesgesetz anderes bestimmt ist.
§ 10 Abs. 9 zweiter bis vierter Satz gilt sinn-
gemäß.

(5) Ein Bescheid gemäß Abs. 2 muß an den
Versender (Exporteur) im Sinne der zollgesetz-
lichen Vorschriften ergangen sein und im Zeit-
punkt der Abfertigung von Waren des freien
Verkehrs in der Ausfuhr, einschließlich der Aus-
fuhr im Ausgangsvormerkverkehr oder der Ab-
fertigung zur Einlagerung in ein Zollager oder
zur Verbringung in eine Zollfreizone, dem Zoll-
amt vorgelegt werden.

(6) Vom Exportausgleich sind Waren befreit,
die nach diesem Bundesgesetz keiner Bewilligungs-
pflicht in der Ausfuhr unterliegen.

§ 12. Die Kommission kann vertragliche Ver-
einbarungen mit zu einschlägigen Geschäften be-
fugten Unternehmern des Inhalts treffen, daß
sie im § 1 genannte Waren aufkaufen, einer be-
stimmten Verwendung zuführen oder lagern,
wenn eine solche Maßnahme zur Erreichung der
im § 2 Abs. 1 genannten Ziele notwendig ist.

§ 13. (1) Soweit es zur Erreichung der im § 2
Abs. 1 genannten Ziele zweckmäßig ist, kann der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
durch Verordnung bestimmen, daß aus Betrieben,

in denen mehr als 100 über zwölf Wochen alte
Schweine gehalten werden, Schlachtschweine,
Fleisch, Fleischwaren oder tierische Fette nicht
zu den Zeiten auf den Markt gebracht werden
dürfen, zu denen die Hauptmasse der in den klei-
nen und mittleren landwirtschaftlichen Betrieben
produzierten Schweine angeliefert wird. Die in
Betracht kommenden Zeiträume sind in der Ver-
ordnung kalendermäßig zu bestimmen.

(2) Schweinehaltern, die der gemäß Abs. 1
erlassenen Verordnung zuwiderhandeln, kann —
abgesehen von etwaigen Straffolgen — vom Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft all-
gemein durch Verordnung oder im Einzelfalle
mit Bescheid die Haltung von Schweinen ganz
oder teilweise verboten werden.

(3) Sollte die Anlieferung von Schweinen einen
derartigen Umfang annehmen, daß von Maß-
nahmen nach Abs. 1 keine unmittelbaren und an-
haltenden Auswirkungen auf die Stabilisierung
der Preise zu erwarten sind, kann Personen,
denen aus dem eigenen Betriebe keine geeigneten
Futtermittel zur Verfügung stehen, durch Ver-
ordnung des Bundesministers für Land- und
Forstwirtschaft die Haltung von mehr als fünf
Schweinen insofern untersagt oder beschränkt
werden, als sich eine solche Maßnahme zur An-
passung der Schweinebestände an die Aufnahme-
fähigkeit des heimischen Marktes und die Mög-
lichkeiten der Ausfuhr als notwendig erweist.

(4) Unter den Voraussetzungen des Abs. 3 kann
ferner die Haltung von mehr als 100 Schweinen
durch Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft nach Anhörung der Kom-
mission für jedermann verboten werden. In dieser
Verordnung ist auch vorzusehen, daß der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft im
Einzelfall eine Ausnahme von dem Verbot zu
bewilligen hat, wenn dieses Verbot die wirt-
schaftliche Lebensfähigkeit eines landwirtschaft-
lichen Betriebes gefährden würde und eine solche
Bewilligung mit den Zielen des § 2 Abs. 1 ver-
einbar ist.

(5) Tiere unter zwölf Wochen sind in die nach
Abs. 3 und 4 in Betracht kommenden Höchst-
zahlen nicht einzurechnen.

(6) Jedermann ist verpflichtet, den mit der
Durchführung der Abs. 1 bis 5 und der auf ihrer
Grundlage erlassenen Verordnungen befaßten
Stellen und deren Organen auf Verlangen die
zur Ermittlung des Umfanges seiner Schweinehal-
tung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß zu
machen.

(7) Die mit der Durchführung der Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 5 und der auf ihrer
Grundlage erlassenen Verordnungen befaßten
Stellen sind berechtigt, die Richtigkeit der gemäß
Abs. 6 zu erstattenden Nachweise, Auskünfte und
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Angaben sowie die Ausführung der getroffenen
Maßnahmen durch Einsichtnahme in die in Be-
tracht kommenden Aufzeichnungen zu über-
prüfen.

(8) Den Erhebungsorganen ist auf Verlangen
die Besichtigung der Schweineställe und sonstigen
Örtlichkeiten zu gestatten, in denen Schweine
gehalten werden oder gehalten werden können.

(9) Gesetzliche Bestimmungen auf dem Gebiete
der Veterinärpolizei, die den Personenverkehr
beschränken, gelten auch für die auf Grund der
Abs. 7 und 8 einschreitenden Organe. Fachlich
begründete Vorbeugungsmaßnahmen zur Ver-
hinderung einer Seuchenverschleppung müssen
von diesen Organen beachtet werden.

§ 14. (1) Landwirtschaftliche Betriebe, die
Zuckerrüben eigener Erzeugung an Zucker-
fabriksunternehmungen liefern, und landwirt-
schaftliche Brennereien können durch Verord-
nung des Bundesministers für Land- und Forst-
wirtschaft verpflichtet werden, aus inländischen
Bergbauernbetrieben stammende Rinder zur
Mästung (Eigenmast oder Lohnmast) einzu-
stellen. An Stelle der Einstellung kann vom
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft in
Fällen, in denen die Einstellung mit wirtschaft-
lich nicht zumutbaren Erschwernissen verbunden
wäre, die Entrichtung eines Ausgleichsbetrages
von höchstens 500 S für jedes Rind, das einzu-
stellen wäre, vorgeschrieben werden. Ebenso
können vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft allgemein durch Verordnung
oder im Einzelfalle mit Bescheid Ausnahmen
von der Einstellverpflichtung gewährt werden,
wenn solche Ausnahmen mit den Zielen dieses
Bundesgesetzes vereinbar sind.

(2) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 richtet
sich nach dem Bestand an Rindern im Berg-
bauerngebiet, die sich zur Mästung eignen; sie
beträgt jedoch höchstens in jedem Betriebsjahr
(1. September bis 31. August) ein Rind

a) bei Rübenbaubetrieben für je volle 400 q
in diesem Zeitraum tatsächlich gelieferter
Rüben und

b) bei landwirtschaftlichen Brennereien für
je 10 hl in diesem Zeitraum erzeugter
Alkoholmenge.

(3) Die eingestellten Tiere dürfen von den ein-
stellpflichtigen Betrieben nur zu Schlachtzwecken
abgegeben werden.

(4) Gemäß Abs. 1 zur Einstellung Verpflichtete
sowie Zuckerfabriksunternehmungen haben dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
über Verlangen wahrheitsgemäß alle Angaben
zu machen, die für die Beurteilung der Einstell-
verpflichtungen notwendig sind.

§ 15. Die Erträge aus dem Importausgleich,
dem Exportausgleich, dem Verfall von Sicher-
stellungen und aus Ausgleichsbeträgen gemäß

§ 14 Abs. 1 sind Einnahmen des Bundes und
für die im § 2 Abs. 1 genannten Zwecke zu
verwenden.

§ 16. (1) Zur Vermeidung einer erheblichen
Beeinträchtigung der Ziele des § 2 Abs. 1 kann
der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft mit Verordnung die Zuständigkeit in
den der Kommission durch dieses Bundesgesetz
übertragenen Angelegenheiten an sich ziehen.

(2) In Verordnungen gemäß Abs. 1 sind die
Angelegenheiten, in denen die Zuständigkeit
auf den Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft übergeht, genau zu bezeichnen. Die
Verordnungen sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen. Die Zuständigkeit des
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft
ist in dem in der Verordnung angegebenen Um-
fang mit dem auf die Kundmachung folgenden
Tag gegeben. Sie erlischt sechs Wochen ab der
Kundmachung.

(3) Sofern eine Verordnung nach Abs. 1 eine
Einfuhrregelung zum Gegenstand hat, so hat
sie jene Importmenge vorzusehen, die zur
Deckung des in Betracht kommenden 6-Wochen-
Bedarfes erforderlich ist. Hat eine Verordnung
nach Abs. 1 eine Ausfuhrregelung zum Gegen-
stand, so hat sie jene Exportmenge vorzusehen,
die für die in Betracht kommenden sechs Wochen
zur Stabilisierung der Preise für Schlachttiere
und tierische Produkte notwendig ist.

(4) Eine Verordnung nach Abs. 1 ist einer
kurzfristigen Begutachtung zu unterziehen.

(5) Soweit in Angelegenheiten, in denen die
Zuständigkeit auf den Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft übergegangen ist, Verord-
nungen zu erlassen oder öffentliche Bekannt-
machungen vorzunehmen sind, sind diese im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen.

§ 17. (1) Die Kommission wird beim Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft ein-
gerichtet. Die Beistellung der sachlichen und
personellen Erfordernisse sowie die Führung
der Geschäfte der Kommission obliegen dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft.

(2) Die Kommission besteht aus zwölf Mit-
gliedern. Von den Kommissionsmitgliedern sind
namhaft zu machen

a) drei Mitglieder, darunter der Vorsitzende,
von der Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs,

b) drei Mitglieder, darunter der erste Vor-
sitzende-Stellvertreter, vom Österreichi-
schen Gewerkschaftsbund,

c) drei Mitglieder, darunter der zweite Vor-
sitzende-Stellvertreter, von der Bundeskam-
mer der gewerblichen Wirtschaft und

d) drei Mitglieder, darunter der dritte Vor-
sitzende-Stellvertreter, vom Österreichi-
schen Arbeiterkammertag.
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(3) Kommissionsmitglied kann nur sein, wer
zum Nationalrat wählbar ist

(4) Ist die Namhaftmachung von Kommissions-
mitgliedern erforderlich, so hat der Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft die gemäß
Abs. 2 in Betracht kommenden Stellen schriftlich
zur Namhaftmachung aufzufordern. Bei den die-
ser Aufforderung gemäß namhaft gemachten
Personen hat der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft zu prüfen, ob sie den Erforder-
nissen des Abs. 3 entsprechen. Ist dies der Fall,
so hat er die namhaft gemachten Personen un-
verzüglich auf die gesetzmäßige und gewissen-
hafte Erfüllung ihrer Pflichten anzugeloben. Mit
ihrer Angelobung erlangen diese Personen die
Stellung, für die sie namhaft gemacht worden
sind. Kommt der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft jedoch zu der Auffassung, daß die
Voraussetzungen des Abs. 3 bei einer namhaft
gemachten Person nicht gegeben sind, so hat er
die Angelobung mit Bescheid abzulehnen. Im
Verfahren ist jene Stelle Partei, die diese Person
namhaft gemacht hat.

(5) Wird einer Aufforderung zur Namhaft-
machung gemäß Abs. 4 innerhalb von vier
Wochen nicht entsprochen, so hat der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft die er-
forderlichen Kommissionsmitglieder zu bestellen.

(6) In gleicher Weise ist für die Kommission
eine der Mitgliederzahl entsprechende Zahl von
Ersatzmitgliedern zu bestellen, die wahlweise zur
Vertretung berufen werden können. Im Fall der
Verhinderung des Vorsitzenden oder eines Stell-
vertreters des Vorsitzenden hat das für ihn ein-
tretende Ersatzmitglied nur die Befugnisse eines
einfachen Mitgliedes.

(7) Die Mitgliedschaft zur Kommission erlischt,
wenn

a) jene Stelle, die das Mitglied namhaft ge-
macht hat, die Namhaftmachung wider-
ruft,

b) Umstände eintreten, auf Grund derer die
Mitgliedschaft einer Person zur Kommission
gemäß Abs. 3 ausgeschlossen ist,

c) das Mitglied auf seine Funktion verzichtet.
Wenn die Voraussetzungen der lit. b vorliegen,
hat der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft von Amts wegen, in den übrigen
Fällen auf Antrag der Stelle, die das Mitglied
namhaft gemacht hat, oder des Mitgliedes selbst
zu entscheiden, ob die Mitgliedschaft erloschen
ist.

§ 18. (1) Der Vorsitzende und die Vorsitzenden-
Stellvertreter haben Anspruch auf eine angemes-
sene Entschädigung, deren Höhe vom Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft festge-
setzt wird.

(2) Das Amt der übrigen Kommissionsmitglie-
der und der Ersatzmitglieder ist ein unbesoldetes
Ehrenamt. Die Reise- und Aufenthaltsgebühren

sowie die Sitzungsgelder sind in der Geschäfts-
ordnung festzulegen.

§ 19. Den Vorsitz in den Sitzungen der Kom-
mission führt der Vorsitzende oder in seiner
Verhinderung ein Vorsitzender-Stellvertreter.

Der Vorsitzende wird der Reihenfolge nach
vom ersten, zweiten oder dritten Vorsitzenden-
Stellvertreter vertreten. Zur rechtsverbindlichen
Zeichnung sind zwei Unterschriften erforderlich,
die vom Vorsitzenden gemeinsam mit einem Vor-
sitzenden-Stellvertreter gegeben werden. Ist der
Vorsitzende verhindert, so rücken die weiteren
Stellvertreter in der in § 17 Abs. 2 vorgesehenen
Reihenfolge nach. Bescheide über die Erteilung
von Ein- und Ausfuhrbewilligungen zeichnet der
Vorsitzende allein, wobei im Verhinderungsfall
seine Stellvertreter wie bei der Vorsitzführung
nachrücken.

§ 20. (1) Die Kommission hat eine Unter-
kommission für die Vornahme von Abrufen nach
§ 6 Abs. 7 zu bestellen (Abrufkommission). Gül-
tige Beschlüsse der Kommission bedürfen —
die ordnungsgemäße Einladung aller Mitglieder
vorausgesetzt — einer Mehrheit von vier Fünf-
teln der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse der
Abrufkommission sind unter der gleichen Vor-
aussetzung einhellig zu fassen.

(2) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission durch eine Geschäftsordnung geregelt,
die von der Kommission zu beschließen ist und
der Genehmigung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft bedarf.

§ 21. Anläßlich der Ein- oder Ausfuhr der im
§ 1 genannten Waren ist ein Beitrag in Höhe von
0,4 v. H. des Zollwertes (§ 1 Abs. 2 des Wertzoll-
gesetzes 1955) der Waren zu entrichten. Die
Erträge aus diesen Beiträgen sind Einnahmen des
Bundes. Unterliegen die Waren nicht einem Wert-
zoll, so ist Bemessungsgrundlage das dem Lieferer
geschuldete Entgelt. Die Erhebung des Beitrages
obliegt den Zollämtern; für die Erhebung dieses
Beitrages gelten die für die Erhebung der Zölle
geltenden Rechtsvorschriften sinngemäß.

§ 22. (1) Die Kommission hat das Allgemeine
Verwaltungsverfahrensgesetz 1950 anzuwenden.

(2) Die Kommission entscheidet über die Er-
teilung von Ein- und Ausfuhrbewilligungen end-
gültig. Gegen sonstige Bescheide ist die Beru-
fung an den Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft zulässig.

§ 23. (1) Zur Ausübung des Aufsichtsrechtes ist
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
zu den Sitzungen der Kommission einzuladen;
er kann sich durch Bedienstete seines Ministeriums
vertreten lassen. Weiter sind die Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie und für
Finanzen einzuladen, die sich durch je einen Be-
diensteten ihres Ministeriums vertreten lassen
können. Den genannten Bundesministern bezie-
hungsweise ihren Vertretern kommt bei den Sit-
zungen beratende Stimme zu.
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(2) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse, die
den bestehenden Gesetzen und Verordnungen zu-
widerlaufen, Einspruch zu erheben. Jeder Ein-
spruch bedarf zu seiner Gültigkeit der Zustim-
mung der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie und — soweit es sich um finanzielle
Angelegenheiten handelt — für Finanzen. Der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
hat jeden Einspruch unverzüglich den genannten
Bundesministern zur Kenntnis zu bringen. Falls
die Zustimmung nicht binnen zwei Wochen nach
Erhebung des Einspruches versagt wird, gilt sie
als erteilt.

(3) Ist ein Einspruch erhoben worden, so darf
ein Beschluß nur durchgeführt werden, wenn die
im Abs. 2 vorgesehene Zustimmung versagt wird.

(4) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft darf der Kommission eine Weisung
(Art. 20 Abs. 1 B-VG) nur erteilen, wenn der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie, soweit es sich aber um finanzielle Angelegen-
heiten handelt, überdies der Bundesminister für
Finanzen der Weisung zugestimmt haben.

§ 24. (1) Die Mitglieder der Kommission und
die Ersatzmitglieder sowie allenfalls herangezo-
gene Sachverständige dürfen ein Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnis, das ihnen in dieser Eigenschaft
anvertraut worden oder zugänglich geworden ist,
während der Dauer ihrer Bestellung und auch
nach Erlöschen ihrer Funktion nicht offenbaren
oder verwerten.

(2) Soweit die Tat nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, gilt
die Strafbestimmung des § 122 des Strafgesetz-
buches, BGBl. Nr. 60/1974, auch für die Ver-
letzung der im Abs. 1 bestimmten Geheimhal-
tungspflicht.

§ 25. Schriften und Amtshandlungen in den
Verfahren nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sind von den Stempel- und Rechtsgebüh-
ren nach § 14 des Gebührengesetzes 1957, BGBl.
Nr. 267, sowie von den Bundesverwaltungsabga-
ben befreit.

§ 26. (1) Wer entgegen den Bestimmungen der
§§ 6 oder 7 Waren im Wert bis zu 100000 S in
das Zollinland oder das Zollausland verbringt,
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis
zu 50000 S zu bestrafen. Gegenstände, auf die
sich die strafbare Handlung bezieht, können für
verfallen erklärt werden.

(2) Wer entgegen den Bestimmungen der §§ 6
oder 7 Waren im Wert von mehr als 100000 S
in das Zollinland oder das Zollausland wenn auch
nur fahrlässig verbringt, ist vom Gericht mit
Geldstrafe bis zur Höhe des Verkehrswertes der
Ware, hinsichtlich derer die mit Strafe bedrohte
Tat begangen wurde, zu bestrafen. Zugleich hat
das Gericht diese Ware, ohne Rücksicht darauf,
wem sie gehört, einzuziehen, es sei denn, daß der

Besitzer die Ware von einem zu diesem Verkehr
befugten Gewerbetreibenden erworben hat und
keine Kenntnis davon hatte, daß sie mißbräuch-
lich ins Inland beziehungsweise Ausland ver-
bracht worden ist.

(3) Wer einer Verordnung oder einem Be-
scheid gemäß § 3 Abs. 2 oder 3, § 13 Abs. 1 bis
4 oder § 14 Abs. 1 zuwiderhandelt oder einer
Verpflichtung gemäß § 8, § 13 Abs. 6 bis 8 oder
$ 14 Abs. 3 oder 4 nicht nachkommt, begeht
eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis
zu 50000 S zu bestrafen.

§ 27. Das Vermögen einschließlich der Ver-
bindlichkeiten des durch das Marktordnungsgesetz
1967, BGBL Nr. 36/1968, errichteten Viehver-
kehrsfonds geht mit Ablauf des 30. Juni 1976 im
Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf den Bund
über.

§ 28. (1) Auf die gemäß § 27 auf den Bund
übergegangenen Dienstverhältnisse sind bis
30. September 1978 die bis 30. Juni 1976 be-
stehenden vertraglichen sowie die danach in Be-
tracht kommenden gesetzlichen Regelungen in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Mit Wirkung vom 1. Oktober 1978 sind
gemäß Abs. 1 bestehende Dienstverhältnisse nach
Maßgabe der folgenden Vorschriften überzulei-
ten:

1. Bediensteten, die nach den für sie geltenden
dienstvertraglichen Bestimmungen (Abs. 1) im
Falle der Kündigung durch den Dienstgeber An-
spruch auf Pensionsleistungen gegenüber dem
Dienstgeber hätten, ist die Aufnahme in das
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis anzubieten.
Im Falle der Aufnahme sind sie in die besoldungs-
rechtliche Stellung einzureihen, die ihrer Ver-
wendung und ihrer Vorbildung entspricht; soweit
für diese Einreihung Dienstprüfungen vorge-
sehen sind, ist hievon Nachsicht zu erteilen. Für
die Ermittlung des Vorrückungsstichtages nach
§ 12 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, und
für die Festsetzung einer Gutschrift von Neben-
gebührenwerten nach § 12 des Nebengebühren-
zulagengesetzes, BGBl. Nr. 485/1971, gilt die im
Dienstverhältnis zum Viehverkehrsfonds zurück-
gelegte Dienstzeit als in einem Dienstverhältnis
zu einer inländischen Gebietskörperschaft zurück-
gelegte Dienstzeit.

2. Auf die Dienstverhältnisse der übrigen Be-
diensteten ist das Vertragsbedienstetengesetz
1948, BGBl. Nr. 86, anzuwenden. Für die Über-
leitung dieser Bediensteten in das Dienstverhältnis
nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 gilt:

a) Für die Einreihung in das Entlohnungs-
schema und in die Entlohnungsgruppe sind
die Bestimmungen des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948 maßgebend.

b) § 3 a des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
ist auf die Dienstverhältnisse zum Viehver-
kehrsfonds anzuwenden.
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(3) Die den Bediensteten ab 1. Oktober 1978
zukommende dienst- und besoldungsrechtliche
Stellung ist ihnen bis zum 30. April 1977 schrift-
lich bekanntzugeben. Der Bedienstete hat bis
zum 30. September 1977 schriftlich mitzuteilen,
ob er die ihm angebotene Stellung annimmt.

(4) Nimmt ein Bediensteter die ihm angebotene
Aufnahme in das öffentlich-rechtliche Dienstver-
hältnis beziehungsweise den ihm angebotenen
Dienstvertrag nach dem Vertragsbedienstetenge-
setz 1948 nicht an, so gilt sein gemäß Abs. 1 be-
stehendes Dienstverhältnis zum 30. September
1978 als durch den Dienstgeber gekündigt.

(5) Allfällige bestehende oder bis zum 30. Sep-
tember 1978 entstehende Pensionsansprüche kön-
nen gegenüber dem Dienstgeber nicht mehr gel-
tend gemacht werden, wenn der Dienstnehmer
gemäß Abs. 2 Z. 1 in ein öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis übernommen wird oder wenn
sein Dienstverhältnis gemäß Abs. 4 als gekündigt
gilt und er am 30. September 1978 das 60. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat.

(6) Die Höhe von Pensionen, die der Bund auf
Grund der Gesamtrechtsnachfolge gemäß § 27 zu
leisten hat und für die in der Pensionsordnung
des Viehverkehrsfonds eine Valorisierung vor-
gesehen ist, ändert sich jeweils um den Hundert-
satz, um den sich bei Bundesbeamten des Dienst-
standes das Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V zuzüglich einer allfälligen Teuerungszu-
lage ändert.

(7) Soweit den Bediensteten auf Grund ihrer
Dienstverhältnisse nach Abs. 1 versicherungsrecht-
liche Ansprüche zustehen, gehen diese Ansprüche
mit dem Zeitpunkt der Aufnahme in das öffent-
lich-rechtliche Dienstverhältnis zum Bund auf den
Bund über.

§ 29. (1) Einfuhrbewilligungen, die der Vieh-
verkehrsfonds vor dem 1. Juli 1976 erteilt hat,
gelten als Einfuhrbewilligungen im Sinne dieses
Bundesgesetzes.

(2) Bescheide des Viehverkehrsfonds, die ge-
mäß § 40 Abs. 6 in Verbindung mit § 17 Abs. 6
des Marktordnungsgesetzes 1967 vor dem 1. Juli
1976 ergangen sind, gelten als Bescheide der Kom-
mission. Für die Erledigung von Berufungen
gegen solche Bescheide ist der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft zuständig.

(3) Auf die Erhebung des Importausgleiches
findet das Marktordnungsgesetz 1967 auch nach
dem 30. Juni 1976 mit der Maßgabe Anwendung,
daß für die Erhebung des Importausgleiches der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
zuständig ist, sofern der für die Anwendung der
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebliche Zeit-
punkt vor dem 1. Juli 1976 liegt.

§ 30. (1) Die §§ 3 und 4 dieses Bundesgesetzes
treten mit 1. Jänner 1977, die übrigen Bestim-
mungen mit 1. Juli 1976 in Kraft.

(2) Verordnungen zur Durchführung dieses
Bundesgesetzes können ab dem auf die Kundma-

chung folgenden Tag erlassen werden; sie treten
jedoch frühestens gleichzeitig mit den in Betracht
kommenden gesetzlichen Bestimmungen in Kraft.

(3) Dieses Bundesgesetz tritt mit 30. Juni 1978
außer Kraft.

§ 31. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist hinsichtlich des § 23 der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit den Bundesministern für Finanzen und für
Handel, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich der
§§ 24 Abs. 2 und 26 Abs. 2 der Bundesminister
für Justiz und hinsichtlich der übrigen Bestim-
mungen der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft betraut.

Artikel III

(1) Das Bundesfinanzgesetz 1976, BGBl. Nr. 1,
wird wie folgt abgeändert:

In der Anlage I werden folgende Ansätze ein-
gefügt:

a) Nach dem Ansatz 1/62266/34:
„1/62276/34 Maßnahmen aus zweckg. Einn.
gem. PAR 15 W G " ;

b) vor dem Ansatz 2/62220/34:
„2/62204/34 Beiträge gem. PAR 21 VWG";

c) nach dem Ansatz 2/62220/34:
„2/62230/34 Zweckgeb. Einnahmen gem.
PAR 15 VWG".

(2) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Kreisky Staribacher Androsch Broda

2 5 9 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1976,
mit dem das Marktordnungsgesetz 1967 ge-
ändert wird (Marktordnungsgesetz-Novelle

1976)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Abschnitt II des Marktordnungs-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 36/1968, in der Fassung
der Kundmachung BGBL Nr. 424/1968 und der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 452/1969, BGBl.
Nr. 411/1970, BGBl. Nr. 492/1971, BGBl.
Nr. 224/1972, BGBl. Nr. 455/1972 und BGBl.
Nr. 808/1974 sowie des Art. II des vorliegenden
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften sind vom Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes bis zum Ab-
lauf des 30. Juni 1978 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Ver-
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas
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anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften ge-
regelten Angelegenheiten können unmittelbar
Von Bundesbehörden versehen werden.

Artikel II
Das Marktordnungsgesetz 1967 wird geändert

wie folgt:

1. Im § 3 Abs. 2 hat der dritte Satz zu lauten:

„Der Fonds wird durch eine Verwaltungskom-
mission (in den Bestimmungen des Unterab-
schnittes C als ,Kommission' bezeichnet) ver-
waltet."

2. § 8 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Beitrag gemäß Abs. 1 ist an den

Fonds zu entrichten. Seine Höhe beträgt für
Vollmilch 1,1 v. H. des jeweiligen Erzeuger-
preises für das Kilogramm Milch, berechnet unter
Zugrundelegung der höchsten Qualitätsstufe und
eines Fettgehaltes von 3,8%. Der rechnerisch er-
mittelte Betrag ist auf Zehntel Groschen auf-
oder abzurunden. Für Rahm gelten die Bestim-
mungen des § 5 Abs. 3 sinngemäß."

3. Im § 9 Abs. 1 ist der Punkt nach der lit. d
zu streichen und folgende lit. e anzufügen;

"e) für Kondensmilch je Kilogramm
80,92 Groschen."

4. § 9 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die im Abs. 1 lit. a bis e genannten

Beträge sind bei der Bestimmung von Preisen
nach dem Preisgesetz, BGBl. Nr. 260/1976, im
absoluten Ausmaß in die Verbraucherpreise ein-
zurechnen. Bei der Preisbildung für Waren, für
die Preise nach den Bestimmungen des Preis-
gesetzes nicht bestimmt sind, gilt dies sinn-
gemäß."

5. § 9 Abs. 4 hat zu lauten:
„Für die Erhebung der Beträge gemäß Abs. 1

gelten die Bestimmungen der Unterabschnitte A
und C über die Erhebung von Ausgleichsbeiträ-
gen sinngemäß."

6. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Zum Kleinverkauf von Milch befugte

Betriebe haben gegenüber einem Bearbeitungs-
und Verarbeitungsbetrieb, zu dessen Versor-
gungsgebiet sie gehören, Anspruch auf Belie-
ferung mit Milch in Kleinpackungen von zwei
Litern und darunter, wenn sie regelmäßig täglich
eine Menge von mindestens 45 Liter abnehmen.
Milch in Großpackungen und offene Milch ist
nur zu liefern, wenn davon regelmäßig
täglich mindestens 20 Liter bezogen und die
vorstehend angeführte Menge von Milch in
Kleinpackungen abgenommen werden. Wird die
Lieferung kleinerer Mengen beansprucht, so ist
der Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb zur
Belieferung nur verpflichtet, wenn ihm diese vom

Fonds aufgetragen wird; ein solcher Auftrag ist
zu erteilen, wenn die Belieferung zur ordnungs-
gemäßen Versorgung der Bevölkerung notwendig
ist. Die Verpflichtung zur Lieferung von Milch
besteht nicht, wenn der zu Beliefernde die
branchenüblichen Liefer- und Zahlungskonditio-
nen nicht einhält. Milch, ausgenommen sterile
und ultrahocherhitzte Milch, ist nicht zu liefern,
wenn die Abgabe in einwandfreier, guter Be-
schaffenheit nicht gewährleistet ist; dies ist ins-
besondere der Fall, wenn die Aufbewahrung
nicht in geeigneten Kühleinrichtungen erfolgt.
Ob die Abgabe in einwandfreier, guter Beschaf-
fenheit nicht gewährleistet ist, entscheidet der
Fonds von Amts wegen oder auf Antrag einer
Partei."

7. Dem § 15 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Der Fonds hat dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft in Abständen von
zwei Jahren Berichte vorzulegen über den je-
weiligen Stand der Qualitätsvorschriften für
Milch und Erzeugnisse aus Milch in Österreich
sowie insbesondere in Staaten und Wirtschafts-
gebieten, mit denen Österreich Handelsverkehr
mit Milch und Erzeugnissen aus Milch unter-
hält."

8. § 16 Abs. 2 dritter Satz hat zu lauten:

„Die Beitragspflichtigen haben weiter den vom
Fonds entsendeten Organen nach Vorweisung
ihres Amtsauftrages den Einblick in die Betriebs-
räume, die Erhebung der Vorräte und die Ein-
sichtnahme in die Aufzeichnungen zu gestatten,
die die Kostenstellenrechnung betreffen oder die
für die Errechnung der Bemessungsgrundlagen
für die Ausgleichsbeiträge und Zuschüsse maß-
gebend sind; zu diesem Zweck ist den Organen
des Fonds auch Einsicht in alle Unterlagen zu
gewähren, die eine genaue kostenmäßige Abgren-
zung des Betriebszweiges, auf den sich die Be-
stimmungen dieses Unterabschnittes beziehen, zu
einem Nebenbetrieb ermöglichen."

9. Die §§ 17 bis 21 haben zu lauten:

„§ 17. (1) Anläßlich der Einfuhr von Waren
der Zolltarifnummern 04.01, 04.02, 04.03 und
04.04, soweit sie im § 2 angeführt sind, aus dem
Zollausland wird an Stelle des Zolles ein Import-
ausgleich erhoben.

(2) Die Höhe des gemäß Abs. 1 zu erhebenden
Importausgleiches ist vom Fonds allgemein unter
Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 50
oder im Einzelfall mit Bescheid festzustellen. Bei
Vorliegen der Voraussetzungen ist zu bestimmen,
daß ein Importausgleich nicht zu entrichten ist.
Ein Beschluß des Fonds, mit dem ein Import-
ausgleich allgemein festgestellt oder allgemein be-
stimmt wird, daß ein Importausgleich nicht zu
entrichten ist, darf nur kundgemacht werden,
wenn er von den Bundesministern für Land-
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und Forstwirtschaft und für Finanzen bestätigt
worden ist. Die Bestätigung gilt als erteilt, falls
sie nicht binnen drei Wochen nach Einlangen
des diesbezüglichen schriftlichen Antrages ver-
sagt wird.

(3) Die Höhe des Importausgleiches ergibt sich
aus dem Unterschied zwischen dem Auslandspreis
(Abs. 4 und 5) einer Ware und dem höheren
Inlandspreis (Abs. 6) einer gleichartigen Ware,
vermindert um einen Pauschbetrag für die Im-
portspesen sowie für die inländischen Lieferungs-
und Veräußerungskosten und die Handelsspanne,
soweit sie im gegenübergestellten Inlandspreis
enthalten sind. Gleichartig ist eine Ware, die
der Ware, mit der sie verglichen wird, in jeder
Hinsicht gleicht oder — wenn es eine solche
Ware nicht gibt — zumindest charakteristische
Merkmale aufweist, die denen der Vergleichsware
stark ähneln.

(4) Der Auslandspreis einer Ware ist, wenn
die Festsetzung des Importausgleiches durch all-
gemein verbindliche Anordnung erfolgt, unter
Zugrundelegung der für Einfuhren nach Öster-
reich günstigsten Einkaufsmöglichkeit auf dem
Weltmarkt und unter Bedachtnahme auf die er-
kennbare Preis- und Angebotsentwicklung zu
ermitteln. Für die Beurteilung der günstigsten
Einkaufsmöglichkeit sind Notierungen, Preise
und Preisfeststellungen, die die Preissituation
auf Ausfuhrmärkten wiedergeben, sowie alle
Quellen heranzuziehen, die verläßliche Rück-
schlüsse auf die Höhe von Auslandspreisen er-
möglichen. Bei der Ermittlung des Auslands-
preises sind die günstigsten Transportkosten bis
zur österreichischen Grenze zu berücksichtigen;
lassen sie sich nicht feststellen, so sind die durch-
schnittlichen Transportkosten aus den wichtig-
sten Lieferländern heranzuziehen.

(5) Für die Feststellung des Importausgleiches
durch Bescheid gilt der Zollwert (Wertzoll-
gesetz 1955, BGBl. Nr. 60) als Auslandspreis.

(6) Als Inlandspreis gilt der behördlich be-
stimmte Abgabepreis der Bearbeitungs- und Ver-
arbeitungsbetriebe oder, falls ein solcher nicht
bestimmt ist, der vom Fonds nach den Grund-
sätzen der behördlichen Preisbestimmung kalku-
lierte Großhandelseinstandspreis.

(7) Zur Erreichung der im § 3 Abs. 1, ins-
besondere in lit. a, genannten Ziele kann der
Fonds abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 3 bis 6 bei nachstehenden Waren jedenfalls
einen Importausgleich bis zur folgenden Höhe
feststellen:

(8) Die Höhe des gemäß Abs. 7 lit. a in Schil-
ling festgestellten Importausgleiches ist an das
aus § 3 des Zolltarifgesetzes 1958 für die in
Schilling festgelegten Zollsätze des Zolltarifes
sich ergebende Verhältnis des Schillings zum
Feingold gebunden und einer Päritätsänderung
im selben Ausmaß wie die genannten Zollsätze
anzugleichen.

(9) Weiter kann der Fonds — soweit es mit
den im § 3 Abs. 1 genannten Zielen vereinbar
und aus Gründen des öffentlichen Interesses ge-
boten ist — von der Einhebung eines Import-
ausgleiches ganz oder teilweise absehen.

(10) Bei der Feststellung des Importausgleiches
ist auf die Verpflichtungen der Republik Öster-
reich nach dem Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen, BGBl. Nr. 254/1951, Bedacht zu
nehmen.

(11) Ist für im Eingang vorgemerkte Waren
eine Zollabrechnung nach dem Zollgesetz 1955
durchzuführen, so hat das Zollamt den Import-
ausgleich vorbehaltlich des Abs. 10 in der Höhe
des sich aus der Anwendung des allgemeinen
tarifmäßigen Zollsatzes ergebenden Zolles zu be-
messen, sofern nicht ein Importausgleich durch
allgemein verbindliche Anordnungen festgestellt
ist oder ein Bescheid, mit dem ein Importaus-
gleich festgestellt wurde, vom Vormerknehmer
zur Zollabrechnung vorgelegt wird.

(12) Die Bestimmungen über den Importaus-
gleich finden keine Anwendung auf Waren, für
die nach den Vorschriften des Zollgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 129, aus Rechtsgründen Zollfreiheit
gewährt wird; die Ausnahmen gelten jedoch
nicht für als Geschenke eingehende Sendungen
der im § 2 genannten Waren im Werte von über
1000 Schilling. Weiter finden die Bestimmungen

über den Importausgleich keine Anwendung auf
Waren, für deren Einfuhr bestimmten Personen
oder Personengruppen auf Grund zwischenstaat-
licher Vereinbarungen Zollfreiheit eingeräumt
ist.

§ 18. (1) Anläßlich der Einfuhr von Waren
der Zolltarifnummern 21.07, 22.02 und 35.01 A,
soweit sie im § 2. angeführt sind, aus dem Zoll-
ausland wird ein Importausgleich erhoben, wenn
für gleichartige inländische Waren ein Preisaus-
gleichsbetrag (§ 4) oder ein Betrag gemäß § 9
eingehoben wird. Voraussetzung hiefür ist, daß
die Ware der Ausgleichsabgabe nach dem Aus-
gleichsabgabegesetz, BGBl. Nr. 219/1967, unter-
liegt und der feste Teilbetrag der Ausgleichs-
abgabe nicht ausreicht, den für inländische
Waren erhobenen Preisausgleichsbeitrag (§ 4) oder
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den Betrag gemäß § 9 abzugelten. Dieser Import-
ausgleich darf nicht höher sein als die zusätz-
liche Belastung, die sich für inländische Waren
aus den genannten Beiträgen und Beträgen er-
gibt.

(2) Der Fonds hat durch allgemeinverbindliche
Anordnung (§ 50) festzustellen, auf welche
Waren die Voraussetzungen des Abs. 1 zutref-
fen. Für die Feststellung des Importausgleiches
gemäß Abs. 1 gilt § 17 Abs. 2 sinngemäß.

§ 19. (1) Der Importausgleich ist von den
Zollämtern nach Maßgabe des gemäß §§ 17 und
18 vom Fonds in einer allgemeinverbindlichen
Anordnung oder in einem Bescheid festgestell-
ten Importausgleiches nach den für Zölle gelten-
den Rechtsvorschriften zu erheben, soweit nicht
nach diesem Bundesgesetz anderes bestimmt ist.
Bei Änderung oder Berichtigung des Bescheides
des Fonds ist der Abgabenbescheid ohne Rück-
sicht darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist
oder nicht, von Amts wegen durch einen neuen
Bescheid zu ersetzen. Der Abgabenbescheid kann
nicht mit der Begründung angefochten werden,
daß die in dem Bescheid des Fonds getroffenen
Feststellungen unzutreffend seien. Dieser Ein-
wand kann nur gegen den Bescheid des Fonds
erhoben werden.

(2) Die Erhebung des Importausgleiches von
Waren, die aus der Zollfreizone in das übrige
Zollgebiet verbracht werden, richtet sich nach
Art und Beschaffenheit, Menge und Wert dieser
Waren im Zeitpunkt ihrer Verbringung aus der
Zollfreizone.

(3) Ein Bescheid gemäß § 17 Abs. 2 oder § 18
Abs. 2 muß an den Warenempfänger im Sinne
der zollgesetzlichen Vorschriften ergangen sein
und dem Zollamt im Zeitpunkt der Abfertigung
der Waren zum freien Verkehr vorgelegt wer-
den.

§ 20. (1) Anläßlich der Ausfuhr von Waren
der Zolltarifnummern 04.01, 04.02, 04.03 und
04.04, soweit sie im § 2 angeführt sind, in das
Zollausland wird ein Exportausgleich erhoben,
wenn die Auslandspreise solcher Waren nicht
nur kurze Zeit über den Inlandspreisen gleich-
artiger inländischer Waren liegen. Auf welche
Waren diese Voraussetzungen zutreffen, hat der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
durch Verordnung festzustellen.

(2) Der Exportausgleich ist vom Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft mit Ver-
ordnung oder Bescheid festzustellen. Der Export-
ausgleich ist derart zu bemessen, daß die Diffe-
renz zwischen dem Inlandspreis einer Ware und
dem Auslandspreis einer gleichartigen Ware, der
sich aus den für Ausfuhren aus Österreich gün-
stigsten Absatzmöglichkeiten auf dem Weltmarkt
ergibt, ausgeglichen wird. Hiebei ist darauf Be-
dacht zu nehmen, daß die Wettbewerbsgleichheit
der aus dem Inland stammenden mit der auf
dem Weltmarkt angebotenen Ware erhalten
bleibt.

(3) Der Exportausgleich ist von den Zoll-
ämtern nach Maßgabe der vom Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft erlassenen Ver-
ordnungen oder Bescheide nach den für Zölle
geltenden Rechtsvorschriften zu erheben, soweit
nicht nach diesem Bundesgesetz anderes bestimmt
ist. § 19 Abs. 1 zweiter bis vierter Satz gilt sinn-
gemäß.

(4) Ein Bescheid gemäß Abs. 2 muß an den
Versender (Exporteur) im Sinne der zollgesetz-
lichen Vorschriften ergangen sein und im Zeit-
punkt der Abfertigung von Waren des freien
Verkehrs in der Ausfuhr, einschließlich der Aus-
fuhr im Ausgangsvormerkverkehr oder der Ab-
fertigung zur Einlagerung in ein Zollager oder
zur Verbringung in eine Zollfreizone, dem Zoll-
amt vorgelegt werden.

(5) Vom Exportausgleich sind Waren befreit,
deren Ausfuhr unter den im § 4 Abs. 1 des
Außenhandelsgesetzes 1968 genannten Voraus-
setzungen erfolgt.

(6) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat vor Erlassung von Verordnungen
gemäß Abs. 2 das Einvernehmen mit den Bun-
desministern für Finanzen und für Handel,
Gewerbe und Industrie herzustellen.

§ 21. Der Fonds ist berechtigt, von den Im-
porteuren Berichte und Nachweise zu fordern,
soweit solche zur Feststellung des Importaus-
gleiches notwendig sind, sowie in diesen Fallen
durch geeignete Sachverständige in die in Be-
tracht kommenden Aufzeichnungen und in die
Lager Einsicht zu nehmen."

10. Als § 21 a ist einzufügen:

„§ 21 a. Der Importausgleich (§§ 17 und 18) und
der Exportausgleich (§ 20) sind Einnahmen des
Bundes und für absatzfördernde Maßnahmen in
der Milchwirtschaft zu verwenden."

11. Im § 22 Abs. 3 ist nach den Worten
„ex 10.07 Hirse aller Art" einzufügen:

„ex 11.01 Mehl aus Gerste"

12. Im § 22 erhält Abs. 4 die Absatzbezeich-
nung „(5)"; folgender Abs. 4 ist einzufügen:

13. § 23 Abs. 2 dritter Satz hat zu lauten:

„Der Fonds wird durch eine Verwaltungskom-
mission (in den Bestimmungen des Unterab-
schnittes C als ,Kommission' bezeichnet) ver-
waltet."
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14. Nach § 24 ist folgender § 24 a einzufügen:

„§ 24 a. (1) Ausfuhren der im § 22 genannten
Waren bedürfen der Bewilligung des Fonds.
Wenn die Zielsetzungen des § 23 Abs. 1 hiedurch
nicht beeinträchtigt werden, hat der Fonds die
Bewilligung zu erteilen. Der Fonds hat vor Er-
teilung der Ausfuhrbewilligung zu Anbotstellun-
gen für die in Aussicht genommenen Ausfuhren
durch öffentliche Bekanntmachung aufzufordern.
Als Preisbasis für die Anbotstellung hat der
Fonds den Preis frei österreichische Grenze fest-
zulegen. Der Fonds hat den Ausfuhrantrag mit
dem höchsten Exportpreis zu bewilligen. Er kann
jedoch von einer Bewilligung Abstand nehmen,
wenn der im Anbot angegebene Exportpreis
unter Berücksichtigung der Weltmarktpreise
nicht angemessen erscheint.

(2) Die Bestimmungen des § 4 Abs. 1 Außen-
handelsgesetz 1968 über die Befreiung von der
Bewilligungspflicht in der Ausfuhr gelten sinn-
gemäß.

(3) Die Zollämter dürfen nach Abs. 1 bewil-
ligunspflichtige Waren in der Ausfuhr nur ab-
fertigen, wenn eine Ausfuhrbewilligung des
Fonds, die an den Versender im Sinne der zoll-
gesetzlichen Vorschriften ergangen ist, vorge-
legt wird oder wenn es sich um Ausfuhren han-
delt, für die gemäß Abs. 2 keine Ausfuhrbewil-
ligung erforderlich ist.

(4) Die Gültigkeit der Ausfuhrbewilligung ist
zu befristen. Ferner kann die Ausfuhrbewil-
ligung, soweit es zum Schutz der inländischen
Getreidewirtschaft, der Stabilisierung der Preise
für Getreide und Getreideprodukte sowie zur
Gewährleistung der Versorgung erforderlich ist,
mit Auflagen hinsichtlich des Qualität, der Aus-
fuhrzeit und der Durchführung des Exportes
verbunden werden. Um sicherzustellen, daß
innerhalb der Gültigkeitsdauer der Ausfuhrbe-
willigung die Exporte durchgeführt werden,
kann die Erteilung der Ausfuhrbewilligung fer-
ner von der Leistung einer Sicherstellung abhän-
gig gemacht werden. Vom Fonds erlassene
Durchführungsbestimmungen, die dem Nachweis
der Einhaltung einer Auflage dienen, sind Be-
standteile der betreffenden Auflage.

(5) Exporteuren, die Auflagen, unter denen die
Bewilligung erteilt wurde, schuldhaft nicht ein-
halten sowie Exporteuren, die die Ware innerhalb
der Gültigkeitsdauer der Ausfuhrbewilligung
schuldhaft nicht oder nicht zur Gänze ausfüh-
ren, können bereits erteilte Bewilligungen ent-
zogen werden, wenn ihre Aufrechterhaltung zu
volkswirtschaftlichen Nachteilen führen würde.
Aus den gleichen Gründen können Exporteure
überdies zeitweise oder dauernd von Export-
geschäften ausgeschlossen werden. Außerdem
können aus dieses Gründen Sicherstellungen
ganz oder teilweise vom Fonds zugunsten des
Bundes für verfallen erklärt werden. Hiebei ist
auf allfällige vom Exporteur erbrachte Nach-

weise, daß er die Frist für die Ausfuhr oder
die Auflagen ohne sein Verschulden nicht ein-
halten konnte, Bedacht zu nehmen. Zur Gänze
oder zum überwiegenden Teil darf der Sicher-
stellungsbetrag nur für verfallen erklärt werden,
wenn die Nichteinhaltung der Frist für die Aus-
fuhr oder von Auflagen eine erhebliche Beein-
trächtigung öffentlicher Interessen zur Folge
hat."

15. § 32 hat zu lauten:

„§ 32. (1) Anläßlich der Einfuhr von Waren,
die im § 22 angeführt sind — mit Ausnahme
von Waren der Zolltarifnummern 10.07 und
23.07 —, aus dem Zollausland wird anstelle
des Zolles ein Importausgleich erhoben.

(2) Auf den Importausgleich gemäß Abs. 1
finden die Vorschriften der §§ 17 und 19 sinn-
gemäß Anwendung, soweit im folgenden nicht
anderes bestimmt ist.

(3) Als Inlandspreis gilt bei Brotgetreide (§ 22
Abs. 1) der behördlich bestimmte Erzeuger-
preis, bei Futtergetreide (§ 22 Abs. 3) der
behördlich bestimmte Erzeugerpreis oder, sofern
nicht der Erzeugerpreis, sondern der Import-
abgabepreis behördlich bestimmt ist, dieser und
bei Mahlerzeugnissen (§ 22 Abs. 2) sowie bei
Waren der Zolltarifnummern 11.01, 11.02B und
23.02, soweit sie im § 22 Abs. 3 genannt
sind, der behördlich bestimmte Mühlenabgabe-
preis. Falls Preise für diese Erzeugnisse behörd-
lich, nicht bestimmt sind sowie für Industrie-
getreide hat der Fonds als Inlandspreis einen
Vergleichswert unter Bedachtnahme auf die
Notierungen an der Börse für landwirtschaft-
liche Produkte in Wien heranzuziehen.

(4) Zur Erreichung der im § 23 Abs. 1, ins-
besondere in lit. a, genannten Ziele kann der
Fonds abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 1 bis 3 bei nachstehenden Waren, soweit
sie im § 22 aufgezählt sind, jedenfalls einen
Importausgleich bis zur folgenden Höhe fest-
stellen:

(5) Für Einfuhren, die der Fonds auf Grund
einer öffentlichen Aufforderung zur Anbotstel-
lung bewilligt (§ 24 Abs. 3), ist der Importaus-
gleich durch Bescheid festzustellen. An die Stelle

(5) Für Einfuhren, die der Fonds auf Grund
einer öffentlichen Aufforderung zur Anbotstel-
lung bewilligt (§ 24 Abs. 3), ist der Importaus-
gleich durch Bescheid festzustellen. An die Stelle
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des Zollwertes tritt in diesen Fällen der Schil-
ling-Grenzpreis, von dem der Fonds bei Ertei-
lung der Bewilligung ausgegangen ist."

16. Als §§ 32 a und 32 b sind einzufügen:

„§ 32 a. (1) Anläßlich der Ausfuhr von Waren,
die im § 22 angeführt sind, in das Zollausland
wird ein Exportausgleich erhoben, wenn die
Auslandspreise solcher Waren nicht nur kurze
Zeit über den Inlandspreisen gleichartiger Waren
liegen. Auf welche. Waren diese Voraussetzungen
zutreffen, ist vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft durch Verordnung festzustellen.

(2) Der Exportausgleich ist vom Fonds mit
Bescheid festzustellen. Der Exportausgleich ist
derart zu bemessen, daß die Differenz zwischen
dem Inlandspreis einer Ware und dem Aus-
landspreis einer gleichartigen Ware, der sich
aus den für Ausfuhren aus Österreich günstig-
sten Absatzmöglichkeiten auf dem Weltmarkt
ergibt, ausgeglichen wird. Hiebei ist darauf Be-
dacht zu nehmen, daß die Wettbewerbsgleichheit
der aus dem Inland stammenden mit der auf dem
Weltmarkt angebotenen Ware erhalten bleibt.

(3) Der Exportausgleich ist von den Zoll-
ämtern nach Maßgabe des vom Fonds erlassenen
Bescheides nach den für Zölle geltenden Rechts-
vorschriften zu erheben, soweit nicht nach diesem
Bundesgesetz anderes bestimmt ist. § 19 Abs. 1
zweiter bis vierter Satz gilt sinngemäß.

(4) Ein Bescheid gemäß Abs. 2 oder 3 muß
an den Versender (Exporteur) im Sinne der
zollgesetzlichen Vorschriften ergangen sein und
im Zeitpunkt der Abfertigung von Waren des
freien Verkehrs in der Ausfuhr, einschließlich der
Ausfuhr im Ausgangsvormerkverkehr oder der
Abfertigung zur Einlagerung in ein Zollager
oder zur Verbringung in eine Zollfreizone, dem
Zollamt vorgelegt werden.

(5) Vom Exportausgleich sind Waren befreit,
die nach dem Außenhandelsgesetz 1968 keiner
Bewilligungspflicht in der Ausfuhr unterliegen.

§ 32 b. Der Importausgleich (§ 32) und der
Exportausgleich (§ 32 a) sind Einnahmen des
Bundes. Sie sind, soweit sie beim Import oder
Export von Brotgetreide und Mahlerzeugnissen
eingehoben werden, zur Stabilisierung der Ge-
treide-, Mehl- und Brotpreise, soweit sie beim
Import oder Export von Futtermitteln und
Industriegetreide eingehoben werden, zur Siche-
rung der inländischen Futtermittelproduktion
und des Absatzes von Tieren und tierischen
Erzeugnissen, zum Transportausgleich für Futter-
mittel, zur Förderung der Produktivität und
Qualitätssteigerung in der Viehwirtschaft, zum
Ausbau der Milchleistungskontrolle sowie für
Maßnahmen zur Festigung des Bergbauerntums
zu verwenden."

17. Der Unterabschnitt „C. Viehwirtschaft"
(SS 37 bis 44) hat zu entfallen.

18. Die Überschrift vor § 45 hat zu lauten:

„C. Organisation der Fonds"

19. § 45 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Kommissionen des Milchwirtschafts-
fonds und des Getreidewirtschaftsfonds bestehen
aus je 28 Mitgliedern."

20. § 45 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Von den Kommissionsmitgliedern sind
namhaft zu machen:

a) je sieben Mitglieder, darunter die Obmän-
ner der Kommissionen, durch die Präsi-
dentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs,

b) je sieben Mitglieder, darunter je ein
Obmannstellvertreter, durch die Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft,

c) je sieben Mitglieder, darunter je ein
Obmannstellvertreter, durch den Österrei-
chischen Arbeiterkammertag und

d) je sieben Mitglieder, darunter je d a
Obmannstellvertreter, durch den Österrei-
chischen Gewerkschaftsbund."

21. § 45 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) In gleicher Weise ist für jede Kommission
eine der Mitgliederzahl entsprechende Zahl von
Ersatzmitgliedern zu bestellen, die wahlweise zur
Vertretung berufen werden können. Im Fall
der Verhinderung eines Obmannes oder Obmann-
stellvertreters hat das für ihn eintretende Ersatz-
mitglied nur die Befugnisse eines einfachen Mit-
gliedes."

22. § 46 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Bei der Durchführung der in den Unter-
abschnitten A und B vorgesehenen Prüfungen
können sich die Fonds eines Wirtschaftsprüfers
bedienen."

23. § 47 hat zu lauten:

„§ 47. Die Fonds werden nach außen vom
Obmann oder in dessen Verhinderung von einem
Obmannstellvertreter vertreten. Die Vertretungs-
befugnis kommt beim Milchwirtschaftsfonds
zunächst dem vom Österreichischen Arbeiter-
kammertag namhaft gemachten Vertreter, in
dessen Verhinderung dem von der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft namhaft gemachten
Vertreter und, wenn auch dieser verhindert ist,
dem vom Österreichischen Gewerkschaftsbund
namhaft gemachten Vertreter zu. Beim Getreide-
wirtschaftsfonds kommt die Vertretung zunächst
dem von der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft namhaft gemachten Vertreter, in des-
sen Verhinderung dem vom Österreichischen
Arbeiterkammertag namhaft gemachten Vertre-
ter und, wenn auch dieser verhindert ist, dem
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vom Österreichischen Gewerkschaftsbund nam-
haft gemachten Vertreter zu. Zur rechtsver-
bindlichen Zeichnung sind jedoch zwei Unter-
schriften erforderlich, die vom Obmann oder
einem Obmannstellvertreter und dem Geschäfts-
führer oder einem sonstigen Angestellten, der
hiezu vom Obmann mit Zustimmung der Kom-
mission bevollmächtigt wird, gegeben werden
können. Wer im übrigen zur Fertigung von
schriftlichen Ausfertigungen befugt ist, bestimmt
die Kommission."

24. § 48 hat zu lauten:

„§ 48. (1) Organe der Fonds sind die Kom-
missionen (§ 45), die geschäftsführenden Aus-
schüsse, Fachausschüsse und die Obmännerkon-
ferenzen.

(2) Die geschäftsführenden Ausschüsse bestehen
aus dem Obmann, den drei Obmannstellvertre-
tern und acht weiteren Mitgliedern, die von
der in Betracht kommenden Kommission aus
ihrer Mitte zu bestellen und von denen je zwei
Mitglieder den im § 45 Abs. 3 l i t a bis d
genannten Personenkreisen zu entnehmen sind.

(3) Die Einsetzung von Fachausschüssen erfolgt
durch die geschäftsführenden Ausschüsse.

(4) Die Obmännerkonferenzen bestehen aus
dem Obmann und den drei Obmannstellvertre-
tern des in Betracht kommenden Fonds."

25. § 49 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Die Beschlußfassung in den von den
Fonds zu besorgenden Angelegenheiten obliegt
den Kommissionen, soweit diese nicht die Be-
schlußfassung unter Bedachtnahme auf die Be-
stimmungen des § 50 dem geschäftsführenden
Ausschuß oder der Obmännerkonferenz über-
tragen. Solche Übertragungen können erfolgen,
soweit es das Interesse an einer raschen Geschäfts-
abwicklung erfordert und es sich — soweit Auf-
gaben der Obmännerkonferenz übertragen wer-
den — nicht um Angelegenheiten von grund-
sätzlicher Bedeutung handelt. Die geschäftsfüh-
renden Ausschüsse können für Gruppen der
ihnen übertragenen Angelegenheiten Fachaus-
schüsse sowohl mit der selbständigen Erledigung
betrauen als auch lediglich zur Vorbereitung
und Vorberatung einsetzen.

(2) Gültige Beschlüsse der Kommissionen be-
dürfen — die ordnungsgemäße Einladung aller
Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von
vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen. Be-
schlüsse der geschäftsführenden Ausschüsse, der
Fachausschüsse und der Obmännerkonferenzen
sind unter der gleichen Voraussetzung einhellig
zu fassen. Kommt eine einhellige Auffassung
nicht zustande, so ist der Beratungsgegenstand
der Kommission zur Beschlußfassung vorzulegen,
wenn ein Viertel der Mitglieder des geschäfts-
führenden Ausschusses dies verlangt."

26. § 50 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Anordnungen gemäß Abs. 1 treten
am dritten Tag nach ihrer Kundmachung in
Wirksamkeit, sofern nicht in der Anordnung
ein anderer Wirksamkeitsbeginn festgesetzt ist.
Allgemeinverbindliche Anordnungen des
Milchwirtschaftsfonds, die die Vorschreibung von
Ausgleichsbeiträgen oder Regelungen über die
Gewährung von Zuschüssen zum Gegenstand
haben, können mit rückwirkender Kraft erlassen
werden."

27. Im § 51 Abs. 1 ist nach der lit. b anstelle
des Strichpunktes ein Punkt zu setzen; die lit. c
ist zu streichen.

28. Im § 51 Abs. 4 ist der zweite Satz zu
streichen.

29. Im § 54 ist das Wort „Ersatzmänner"
durch „Ersatzmitglieder" zu ersetzen.

30. § 56 hat zu lauten:

„§ 56. (1) Das Geschäftsjahr des Milchwirt-
schaftsfonds fällt mit dem Kalenderjahr zusam-
men, das Geschäftsjahr des Getreidewirtschafts-
fonds dauert vom 1. Juli bis 30. Juni des fol-
genden Jahres.

(2) Der Milchwirtschaftsfonds hat bis zum
15. Oktober und der Getreidewirtschaftsfonds
bis zum 31. Oktober eines jeden Jahres dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
und dem Rechnungshof einen Bericht samt Rech-
nungsabschluß über das abgelaufene Geschäfts-
jahr vorzulegen.

(3) Die Gebarung der Fonds unterliegt der
Prüfung durch den Rechnungshof."

31. § 57 hat zu lauten:

„§ 57. (1) Bei nicht rechtzeitiger Entrichtung
von Ausgleichsbeiträgen und Verwaltungskosten-
beiträgen haben die Fonds die Zahlungsverpflich-
tung durch Bescheid vorzuschreiben. Die durch
Bescheid rechtskräftig vorgeschriebenen Aus-
gleichsbeiträge, Verwaltungskostenbeiträge und
Leistungen gemäß § 28 Abs. 3 vorletzter Satz,
Abs. 7 und 8 und § 35 Abs. 2 und 3 sind im
Verwaltungsweg einzubringen.

(2) Die Bescheide der Fonds über die Fest-
setzung von Zuschüssen unterliegen keinem
ordentlichen Rechtsmittel; ebenso die Bescheide
des Getreidewirtschaftsfonds in den Angelegen-
heiten des § 24 Abs. 3, 4 und 6, des $ 28
Abs. 3 zweiter und dritter Satz und des § 35
Abs. 4. Gegen sonstige Bescheide ist die Beru-
fung an den Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft zulässig."

32. Die Überschrift vor § 58 hat zu lauten:

„D. Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen"
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33. Im § 58 Abs. 1 haben der erste und der
vierte Unterabsatz zu lauten:

„Wer den Bestimmungen des § 11 Abs. 4 sechster
Satz, § 14 Abs. 3 zweiter Satz, § 16 Abs. 1, 2
erster bis dritter Satz oder 3, § 24 Abs. 6,
§ 31 Abs. 1, 2 oder 4,"

„wer erstmalig einer Verordnung oder einem
Bescheid, die auf Grund des § 33 oder § 34
erlassen worden sind,".

34. Im § 58 Abs. 2 haben der erste, dritte
und vierte Unterabsatz wie folgt zu lauten:
„Wer den Bestimmungen des § 11 Abs. 2
zweiter Satz, Abs. 3 zweiter Satz oder Abs. 4
erster oder zweiter Satz, § 13 Abs. 2 zweiter
Satz oder § 15 Abs. 4,"
„wer einer Verordnung oder einem Bescheid,
die auf Grund des § 11 Abs. 4 dritter oder
siebenter Satz, § 12 Abs. 2, § 13 Abs. 1, § 14
Abs. 2 oder 3 erster Satz oder § 15 Abs. 3
erlassen worden sind, oder"

„wer im Wiederholungsfall einer Verordnung
oder einem Bescheid, die auf Grund des § 33
oder des § 34 erlassen worden sind, zuwider-
handelt, oder".

35. § 58 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Wer den Importausgleich oder Exportaus-

gleich dadurch verkürzt, daß er einer der Ermitt-
lung des Importausgleiches oder Exportausglei-
ches dienenden Anzeige-, Offenlegungs- oder
Wahrheitspflicht zuwiderhandelt, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist bei Vorsatz —
auch wenn es beim Versuch geblieben ist —
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld
bis zum Zweifachen, bei Fahrlässigkeit bis zum
Einfachen des verkürzten Importausgleiches oder
Exportausgleiches, im Falle der Uneinbringlich-
keit mit Arrest bis zu sechs beziehungsweise
drei Wochen zu bestrafen.**

36. § 62 hat zu lauten:
„§ 62. (1) Abschnitt II dieses Bundesgesetzes

tritt mit Ablauf des 30. Juni 1978 außer Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut

1. hinsichtlich des § 17 Abs. 5, 7 bis 9
und 12, des § 32 Abs. 2, soweit er sich auf
§ 17 bezieht, des § 32 Abs. 4 und des § 36 der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen,

2. hinsichtlich des § 9 Abs. 3, des § 18 Abs. 1,
des § 21 a, des § 25 Abs. 4, des § 26, des § 28 a
und des § 32 b der Bundesminister für Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft,

3. hinsichtlich des § 53 Abs. 1 die Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, für
Finanzen und für Handel, Gewerbe und Indu-
strie,

4. hinsichtlich des § 20 Abs. 6, des § 25
Abs. 3 und des § 53 Abs. 2 bis 4 der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit den Bundesministern für Finan-
zen und für Handel, Gewerbe und Industrie,

5. hinsichtlich des § 17 Abs. 1 und 11, des
§ 19, des § 20 Abs. 1 erster Satz, Abs. 3 bis 5,
des § 25 Abs. 2 letzter Satz, des § 32 Abs. 1,
des § 32 Abs. 2, soweit er sich auf § 17 und
§ 19 bezieht, und des § 32 a Abs. 1 erster
Satz und Abs. 4 und 5 der Bundesminister für
Finanzen,

6. hinsichtlich des § 9 Abs. 2 erster Satz
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft,

7. hinsichtlich des § 55 Abs. 1 der Bundes-
minister für Finanzen beziehungsweise der Bun-
desminister für Justiz beziehungsweise die Bun-
desregierung,

8. hinsichtlich des § 59 und des § 60 der
Bundesminister für Justiz,

9. hinsichtlich des § 17 Abs. 2 dritter und
vierter Satz die Bundesminister für Finanzen
und für Land- und Forstwirtschaft und

10. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft."

Artikel III

(1) Das Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/
1958, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 335/1975 wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:
„b) der Importausgleich nach dem Bundes-

gesetz vom 27. März 1969, BGBl. Nr. 135."
(2) Der mit dem Zolltarifgesetz 1958, BGBl.

Nr. 74, erlassene Zolltarif, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 169/1961, BGBl.
Nr. 123/1963, BGBl. Nr. 278/1964, BGBl.
Nr. 107/1966, BGBl. Nr. 49/1967, BGBl.
Nr. 136/1969, BGBl. Nr. 454/1971 und BGBl.
Nr. 455/1971 wird wie folgt abgeändert:

1. Bei den Tarifnummern 01.02 A 1 a, 01.02 A
1 b, 01.02 A 1 c 1, 01.02 A 1 c 2, 01.03 A,
01.03 B, 01.03 C, 10.01, 10.02, 10.03 A, 10.04 A,
10.05 A, 10.05 B, 11.01, 11.02 B, 15.01 A, 15.02 A,
16.01 A, 16.01 B, 16.02, 16.03 A, 16.03 B, 23.02 A
und 35.01 A haben die nach den jeweiligen Zoll-
sätzen angefügten Hinweiszeichen *) und die
zugehörigen Fußnoten zu entfallen.

2. Bei den Tarifnummern 02.01 A 1, 02.01 A 2,
02.01 A 3, 02.01 A4 , 02.01 B 1 und 02.01 B2
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Haben die nach den jeweiligen Zollsätzen ange-
fügten Hinweiszeichen *) zu entfallen. Die zuge-
hörige Fußnote ist wie folgt abzuändern:

An Stelle der Worte „Nummern 02.01 und
02.02" ist zu setzen „Nummer 02.02".

3. Bei den Tarifnummern 02.05 A und 02.06
haben die nach den jeweiligen Zollsätzen ange-
fügten Hinweiszeichen*) zu entfallen. Die zuge-
hörige Fußnote ist wie folgt abzuändern:

An Stelle der Worte „Nummern 02.03, 02.05
und 02.06" ist zu setzen „Nummern 02.03 und
02.05 B".

4. Bei den Tarifnummern 04.01, 04.02 A,
04.02 B, 04.03, 04.04 A und 04.04 B haben die
nach den jeweiligen Zollsätzen angefügten Hin-
weiszeichen *) zu entfallen. Die zugehörige Fuß-
note ist wie folgt abzuändern:

An Stelle der Worte „Nummern 04.01, 04.02,
04.03, 04.04, 04.05 A und 04.05 C" ist zu setzen
„Nummern 04.05 A und 04.05 C".

(3) Für die Erhebung des Importausgleiches
nach dem 30. Juni 1976 ist auf Grund der bis
dahin geltenden Bestimmungen der Milchwirt-
schaftsfonds beziehungsweise der Getreidewirt-
schaftsfonds zuständig, sofern der für die An-
wendung der zolltarifarischen Bestimmungen
maßgebliche Zeitpunkt vor dem 1. Juli 1976
liegt.

Artikel IV

Die Funktion der Kommissionsmitglieder und
der Ersatzmitglieder des Milchwirtschaftsfonds
und des Getreidewirtschaftsfonds erlischt mit
Ablauf des 30. Juni 1976. Eine neuerliche Nam-
haftmachung der ausscheidenden Mitglieder ist
zulässig.

Artikel V
Das Bundesfinanzgesetz 1976, BGBL Nr. 1,

wird wie folgt abgeändert:

In der Anlage I haben die Ansätze 1/62026/22,
1/62166/34, 2/62020/22 und 2/62160/34 zu lau-
ten:
„1/62026/22 Maßnahmen aus zweckg. Im- u.

Exportausgleichen
1/62166/34 Maßnahmen aus zweckg. Im- u.

Exportausgleichen
2/62020/22 Zweckgebundene Im- u. Export-

ausgleiche
2/62160/34 Zweckgebundene Im- u. Export-

ausgleiche".

Artikel VI

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1976
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung
und hinsichtlich des Art. IV der Bundesminister

für Land- und Forstwirtschaft betraut. Die Zu-
ständigkeit zur Vollziehung der Vorschriften
des Art. II bestimmt sich nach § 62 Abs. 2
des Marktordnungsgesetzes 1967 in der Fassung
des Art. II Z. 36 dieses Bundesgesetzes.

(3) Mit der Vollziehung der Art. III und V
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Bielka Moser
Staribacher Rösch Broda Lütgendorf

Sinowatz Firnberg

2 6 0 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1976,
mit welchem Bestimmungen über Preise für
Sachgüter und Leistungen erlassen werden

(Preisgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vor-
schriften, wie sie im vorliegenden Bundesgesetz
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser
Vorschriften sind für die Zeit vom Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes bis 30. Juni
1978 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in
der Fassung 1929 etwas anderes bestimmt. Die
im Artikel II geregelten Angelegenheiten können
unmittelbar von Bundesbehörden versehen wer-
den.

Artikel II

Gegenstand der Regelung

§ 1. (1) Preise und Entgelte für Sachgüter
und Leistungen unterliegen der Regelung nach
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, soweit
nicht hiefür besondere Rechtsvorschriften be-
stehen.

(2) Für Sachgüter und Leistungen, die in der
Anlage zu diesem Bundesgesetz bezeichnet sind,
können nach Maßgabe des § 2 volkswirtschaftlich
gerechtfertigte Preise und Entgelte bestimmt
werden. Dies gilt auch für Sachgüter, für die
Lenkungs- oder Bewirtschaftungsmaßnahmen
gemäß den jeweils geltenden Vorschriften ge-
troffen werden, für die Dauer dieser Lenkungs-
oder Bewirtschaftungsmaßnahmen.

(3) Für andere Sachgüter und Leistungen kann
eine Preisregelung gemäß dem § 3 oder § 4 ge-
troffen werden.

(4) Wenn volkswirtschaftliche Gründe dafür
sprechen, kann der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie nach Anhörung der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, der
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Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs und des Österreichischen
Arbeiterkammertages Sachgüter und Leistungen,
die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz be-
zeichnet sind, für die Dauer oder befristet von
der Preisregelung durch Verordnung ausnehmen.

(5) Die Verordnungen sind im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" zu veröffentlichen. Sie
treten, sofern für den Wirksamkeitsbeginn kein
anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, am dritten
Tage nach der Veröffentlichung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" in Kraft.

Bestimmung von Preisen und Entgelten

§ 2. (1) Der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie kann auf Antrag oder
von Amts wegen volkswirtschaftlich gerecht-
fertigte Preise und Entgelte für die im § 1
Abs. 2 genannten Sachgüter und Leistungen nach
Maßgabe der folgenden Vorschriften bestim-
men.

(2) Preise und Entgelte im Sinne dieses Bun-
desgesetzes sind volkswirtschaftlich gerechtfertigt,
wenn sie sowohl den bei der Erzeugung und im
Vertrieb oder bei der Erbringung der Leistung
jeweils bestehenden volkswirtschaftlichen Ver-
hältnissen als auch der jeweiligen wirtschaftlichen
Lage der Verbraucher oder Leistungsempfänger
bestmöglich entsprechen.

(3) Beim Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie wird unter dem Vor-
sitz des Bundesministers für Handel, Gewerbe
und Industrie oder eines von ihm bestellten
Vertreters eine Preiskommission gebildet. Sie
besteht aus

a) je einem Vertreter des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft, des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung und
des Bundesministeriums für Finanzen;

b) je einem Vertreter der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft, der Präsiden-
tenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs und des Österreichischen Ar-
beiterkammertages.

(4) Die Vertreter der Bundesministerien sind
von den zuständigen Bundesministern, die
übrigen Vertreter von den im Abs. 3 lit. b
bezeichneten Körperschaften zu bestellen. Für
jeden Vertreter ist ein Ersatzmann zu bestellen.
Der Vorsitzende der Preiskommission kann zur
Beratung auch Sachverständige heranziehen.

(5) Anträge sind beim Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie zu überreichen
und von diesem nach Anhörung der im Abs. 3
lit. b bezeichneten Körperschaften und der An-
tragsteller einer Vorprüfung zu unterziehen.
Nach Abschluß des Vorprüfungsverfahrens ist
der Antrag mit allen Unterlagen der Preis-
kommission zur Begutachtung vorzulegen.

(6) Werden im Vorprüfungsverfahren Betriebs-
prüfungen vorgenommen, so sind die Prüfungs-
unterlagen den Mitgliedern der Preiskommission
zur Stellungnahme zu übermitteln. Bei der
Begutachtung können Vertreter der überprüften
Unternehmen im Vorprüfungsverfahren oder
zur Preiskommission vorgeladen und zu weiterer
Auskunftserteilung verhalten werden.

(7) Für die Preisbestimmung vom Amts wegen
sind die Abs. 5 und 6 sinngemäß anzuwenden.

(8) Die Preise und Entgelte sind durch Bescheid
oder durch Verordnung zu bestimmen. Die
Verordnungen sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" zu veröffentlichen. Sie treten, sofern
für den Wirksamkeitstermin kein anderer Zeit-
punkt festgesetzt wird, am dritten Tage nach
der Veröffentlichung im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" in Kraft.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie kann ferner volkswirt-
schaftlich gerechtfertigte Preise für Sachgüter
und Entgelte für Leistungen im Sinne des § 2
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes für die Dauer von
höchstens sechs Monaten bestimmen, wenn:

1. die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, die Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs, der Öster-
reichische Arbeiterkammertag und der
Österreichische Gewerkschaftsbund dem
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie übereinstimmend mitteilen, daß
der Preis für ein bestimmtes Sachgut oder
das Entgelt für eine bestimmte Leistung
erhöht wurde; eine solche Preisbestimmung
ist nur zulässig, wenn die Preiserhöhungen
in einem ganzen Wirtschaftszweig (Branche)
oder von einem Unternehmen (einer Unter-
nehmergruppe) mit marktbeherrschendem
Einfluß vorgenommen wurde, oder

2. eine solche Maßnahme für Sachgüter und
Leistungen, die nicht unter Z. 1 fallen,
von den unter Z. 1 genannten Interessen-
vertretungen gemeinsam als notwendig er-
achtet wird.

(2) Die Bestimmungen des § 2 Abs. 8 sind
entsprechend anzuwenden. Eine solche Preis-
bestimmung darf nur einmal aus dem gleichen
Anlaß getroffen werden.

§ 4. (1) Für Sachgüter und Leistungen, die
nicht unter die Bestimmungen des § 1 Abs. 2
fallen, kann der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie in den Fällen, in denen
ein oder mehrere Unternehmen eine betriebs-
wirtschaftlich nicht erforderliche Erhöhung des
Preises oder Entgeltes vorgenommen oder eine
durch die Senkung von Rohstoffpreisen betriebs-
wirtschaftlich mögliche Senkung des Preises nicht
durchgeführt haben, einen volkswirtschaftlich
gerechtfertigten Preis für die Dauer von höchstens
sechs Monaten bestimmen.
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(2) Ab betriebswirtschaftlich erforderlich gilt
die Erhöhung eines Preises oder Entgeltes sowie
als betriebswirtschaftlich gerechtfertigt ein Bei-
behalten des bisherigen Preises trotz Senkung
der Rohstoffkosten, wenn dies zur Erhaltung
des Betriebes und seiner Konkurrenzfähigkeit
notwendig ist oder war.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann eine Regelung nach Abs. 1
nicht mehr vornehmen, wenn seit der erst-
maligen Erstattung der von der Behörde (§ 10
Abs. 1) verlangten Auskunft über eine durch-
geführte Preiserhöhung oder eine nicht vorge-
nommene Preissenkung drei Monate verstrichen
sind.

(4) Eine Preisbestimmung nach Abs. 1 kann
nur einmal aus dem gleichen Anlaß getroffen
werden.

(5) Vor Erlassung eines Bescheides oder einer
Verordnung sind vom Bundesminister für Han-
del Gewerbe und Industrie die im § 2 Abs. 3
l i t b genannten Körperschaften zu hören. Die
Bestimmungen des § 2 Abs. 8 zweiter und
dritter Satz sind entsprechend anzuwenden.

(6) Im Falle einer betriebswirtschaftlich nicht
erforderlichen Erhöhung, kann der Betrag des
Unterschiedes zwischen dem erzielten und dem
zulässigen Preis oder Entgelt durch Bescheid
ganz oder teilweise für verfallen erklärt werden.

(7) Abs. 1 findet kerne Anwendung auf Sach-
güter und Leistungen,

a) die nicht unmittelbar oder mittelbar der
Befriedigung lebenswichtiger Bedürfnisse
dienen,

b) bei denen die Erhöhung des Preises oder
Entgeltes auf eine Empfehlung gemäß § 3
Z. 3 des Kartellgesetzes, BGBl. Nr. 460/
1972, zurückgeht.

(8) Bei der Bestimmung eines Preises nach
Abs. 1 hat das betroffene Unternehmen die der
Behörde erwachsenen Barauslagen zu tragen.

(9) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann im Interesse der Zweckmäßig-
keit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis
die Landeshauptmänner durch Verordnung oder
für den Einzelfall durch Bescheid beauftragen,
die ihm nach Abs. 1 zustehenden Befugnisse
in seinem Namen auszuüben, wenn es sich um
Leistungen handelt, die nur für einen örtlichen
Bedarf erbracht werden, und wenn die bei der
Preisbestimmung zu berücksichtigenden Um-
stände in den einzelnen Bundesländern ver-
schieden sind.

(10) Für die Preisbestimmung durch die Landes-
hauptmänner gelten die Abs. 5 und 8 sinngemäß.

§ 5. (1) Preisbestimmungen nach § 2 Abs. 1
können auch unter Vorschreibung von Bedingun-
gen oder Auflagen erfolgen. Insbesondere kön-

nen Mehrerlöse, die sich dadurch ergeben, daß
die tatsächlichen Einstandskosten unter den der
behördlichen Preisbestimmung zugrunde gelegten
Einstandskosten liegen, zugunsten des Bundes
eingezogen werden. Bei der Bemessung des Ab-
schöpfungsbetrages ist auf die Belastung durch
zu erwartende höhere Wiederbeschaffungspreise
im Umfang der üblicherweise getätigten Umsätze
und der dadurch bedingten Vorratshaltung Rück-
sicht zu nehmen.

(2) Die Verpflichtung zur Abführung der Ab-
schöpfungsbeträge (Abs. 1) wird durch Verord-
nung oder Bescheid des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie ausgesprochen.

(3) In der Verordnung (Bescheid) gemäß Abs. 2
ist zu bestimmen, bis zu welchem Zeitpunkte
die vorgeschriebenen Beträge abzuführen sind.
Verordnungen gemäß Abs. 2 sind im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" zu veröffentlichen.

(4) Vor Erlassung einer Verordnung oder
eines Bescheides gemäß Abs. 2 sind die Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft, die Prä-
sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs sowie der Österreichische Arbeiter-
kammertag zu hören.

(5) Die mit dem Vollzuge dieses Bundesge-
setzes betrauten Behörden sind berechtigt, die
zur Feststellung der abzuführenden Beträge un-
bedingt erforderlichen Erhebungen (Vorratsauf-
nahmen, betriebswirtschaftliche Überprüfungen
von Unternehmungen usw.) durchzuführen.

(6) Die gemäß Abs. 1 eingegangenen Beträge
sind auf das in der Verordnung oder im Be-
scheide bestimmte Konto einzuzahlen. Über die
abgeführten Beträge verfügt das Bundesmini-
sterium für Finanzen. Die so abgeführten Be-
träge bilden eine Betriebsausgabe.

§ 6. In den Preisen von Sachgütern enthaltene
Zollbeträge sowie Ausgleichsabgabebeträge für
landwirtschaftliche Erzeugnisse und deren Ver-
arbeitungsprodukte, die in Wegfall kommen,
sind von den in Rechnung gestellten Preisen
abzuziehen.

Behörden

§ 7. (1) Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie kann, soweit §. 4 Abs. 9
nicht anderes bestimmt, die Landeshauptmänner
durch Verordnung oder für den Einzelfall durch
Bescheid beauftragen, die ihm nach diesem
Bundesgesetz zustehenden Befugnisse in seinem
Namen auszuüben, sofern die bei der Preisbe-
stimmung zu berücksichtigenden Umstände in
den einzelnen Bundesländern verschieden sind
oder dies sonst im Interesse der Zweckmäßigkeit,
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis ge-
legen ist. Die Landeshauptmänner haben bei
der Ausübung dieser Befugnisse anstelle der im
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§ 2 Abs. 3 l it b genannten Körperschaften
sinngemäß die entsprechenden Körperschaften
ihres örtlichen Bereiches zu hören.

(2) Verordnungen gemäß Abs. 1 sind im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu veröffent-
lichen.

(3) Die Preisüberwachung obliegt den Be-
zirksverwaltungsbehörden. Sie können sich hie-
bei der Organe der Bundesgendarmerie bedienen.
Im Amtsbereich einer Bundespolizeibehörde ob-
liegt die Preisüberwachung dieser.

§ 8. (1) Auf dem Gebiete des Apotheken- und
Arzneimittelwesens einschließlich des Verkehrs
mit tierärztlichen Mitteln und Desinfektions-
mitteln stehen dem Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz die im § 1 Abs. 4 sowie
in den §§ 2 und 5 bezeichneten Befugnisse zu.
Die Einberufung der Preiskommission (§ 2
Abs. 3) und der Vorsitz in dieser obliegt in
diesen Fällen dem Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz oder einem von ihm
bestellten Vertreter, wobei der Preiskommission
auch ein Vertreter des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie anzugehören
hat.

(2) Soweit Angelegenheiten gemäß §§ 1
Abs. 4, 2 bis 5 und 7 durch Verordnung oder
Bescheid des zuständigen Bundesministers ge-
regelt werden, ist bei

1. Sachgütern und Leistungen, deren Preis
(Entgelt) aus Finanzmitteln des Bundes gestützt
wird oder bei denen zweckgebundene Einnahmen
des Bundes eingehoben werden, sowie in den
Fällen, in denen Abschöpfungen gemäß § 5
vorgesehen sind, das Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und bei

2. Sachgütern, die dem Marktordnungsgesetz
1967, BGBL Nr. 36/1968, in der geltenden
Fassung oder dem Viehwirtschaftsgesetz 1976,
BGBl. Nr. 258, unterliegen, sowie bei Zucker,
Geflügel und Eiern das Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
herzustellen.

(3) In den Fällen des Abs. 2 sind nach dessen
Maßgabe Vertreter des Bundesministeriums für
Finanzen und des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft dem preisbehördlichen Vor-
prüfungsverfahren zuzuziehen.

Preise für bestimmte Sachgüter ausländischer
Herkunft

§ 9. (1) Für Obst, Gemüse, Kartoffeln, Kaffee,
Kakao, Düngemittel und Futtermittel, alles aus-
ländischer Herkunft, darf im inländischen Ge-
schäftsverkehre höchstens ein Preis gefordert,
versprochen oder gewährt werden, der dem
tatsächlichen Einkaufspreise zuzüglich der volks-
wirtschaftlich gerechtfertigten Kosten- und Ge-
winnaufschläge entspricht.

(2) Kosten- und Gewinnaufschläge sind volks-
wirtschaftlich gerechtfertigt, wenn sie den je-
weiligen volkswirtschaftlichen Verhältnissen im
Vertrieb und der jeweiligen wirtschaftlichen Lage
der Verbraucher bestmöglich entsprechen.

(3) Verordnungen in Durchführung des Abs. 1
erläßt der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie. Diese Verordnungen sind, so-
weit sie nicht nur an unterstellte Verwaltungs-
behörden gerichtet sind, im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" zu veröffentlichen. Sie treten,
sofern in der Verordnung kein anderer Wirk-
samkeitstermin festgesetzt wird, am dritten Tage
nach ihrer Verlautbarung in Wirksamkeit.

(4) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann aus volkswirtschaftlichen
Gründen oder zur Vermeidung von Härten in
Einzelfällen durch Bescheid Ausnahmen von den
Vorschriften der in Durchführung des Abs. 3
ergehenden Verordnungen bewilligen.

Auskunftspflicht

§ 10. (1) Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie, die Landeshauptmänner, die
Bezirksverwaltungsbehörden und die Bundes-
polizeibehörden sind berechtigt, durch ihre Or-
gane von den gemäß Abs. 2 Auskunftspflich-
tigen Auskünfte über alles zu verlangen, was
für die Preisbestimmung und Preisüberwachung
der gemäß §§ 1 bis 6 der Preisbestimmung
unterworfenen Sachgüter und Leistungen erfor-
derlich oder für die Preiserstellung der unter
§ 9 Abs. 1 angeführten Sachgüter maßgebend
ist, und zu diesem Zweck auch in die Wirtschafts-
und Geschäftsaufzeichnungen Einsicht zu nehmen.
Diese Rechte stehen für die Preisbestimmung
auch dem Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz zu.

(2) Zur Auskunft sind alle gewerblichen und
landwirtschaftlichen Unternehmer sowie die Ver-
bände und Vereinigungen solcher Unternehmer
verpflichtet.

(3) Alle Auskünfte sind kostenlos zu ertei-
len.

Ersichtlichmachung von Preisen

§ 11. (1) Wer gewerbsmäßig Sachgüter an
Letztverbraucher veräußert, ist verpflichtet, die
für diese Sachgüter geforderten Preise ersichtlich
zu machen.

(2) Friseure, Schuhmacher, ferner Inhaber von
Wäschereien, Chemisch-Putzereien, Transport-
unternehmungen, Gastgewerbebetrieben (ein-
schließlich Fremdenbeherbergungsbetrieben), Ga-
ragen, Tankstellen, Bädern aller Art, Theatern,
Kinos, sonstigen Vergnügungsstätten und gewerb-
lichen Leihbüchereien sowie die Veranstalter von
sportlichen Darbietungen sind verpflichtet, die
Preise für ihre wesentlichen Leistungen ersichtlich
zu machen.
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(3) Die Preise sind unter Angabe der handels-
üblichen Gütebezeichnung und Verkaufseinheit
oder der Art der Leistung ersichtlich zu machen.
Alle ersichtlich gemachten Preise müssen in
jedem Falle gut und deutlich lesbar sein.

(4) Die Preise der Sachgüter, die in Schau-
fenstern, Schaukästen innerhalb oder außerhalb
der Geschäftsräume auf Verkaufsständen oder
sonstwie sichtbar ausgestellt werden, sind durch
Preisschilder ersichtlich zu machen.

(5) Bei Sachgütern, die zum baldigen Verkauf
bereitgehalten werden, sind die Preise dadurch
ersichtlich zu machen, daß die Sachgüter, ihre
Umhüllungen oder die Behälter (Regale), in
denen sie sich befinden, beschriftet oder mit
Preisschildern versehen werden, oder dadurch,
daß Preisverzeichnisse an leicht sichtbarer Stelle
angebracht oder Preislisten zur Einsichtnahme
aufgelegt werden.

(6) Die Preise für die in Abs. 2 genannten
Leistungen sind in Verzeichnisse aufzunehmen,
die an leicht sichtbarer Stelle anzubringen sind,
etwa im Schaufenster, Verkaufsraum usw.

(7) Inhaber von Betrieben des Gastgewerbes
haben Preisverzeichnisse für Speisen und Ge-
tränke in ausreichender Anzahl auf den Tischen
aufzulegen und jedem Gaste vor der Entgegen-
nahme von Bestellungen und bei der Abrechnung
auf Verlangen vorzulegen. Die Preisverzeich-
nisse müssen mindestens die jeweils angebotenen
Speisen und Getränke und den Tag der Ausstel-
lung enthalten. Allfällige Zuschläge zu den
Preisen, wie z. B. Bedienungszuschlag, Getränke-
steuer usw., sind auf den Preisverzeichnissen an-
zugeben.

(8) In kleineren Betrieben gilt die Vorschrift
des Abs. 7 nicht, soweit die Gäste die Preise
aus Preisverzeichnissen ersehen können, die in
den Gasträumen an leicht sichtbarer Stelle anzu-
bringen sind.

(9) Inhaber von Betrieben des Gastgewerbes,
in denen regelmäßig warme Speisen verkauft
werden, haben, abgesehen von den ihnen ge-
mäß den Abs. 7 oder 8 auferlegten Verpflich-
tungen, von außen lesbar neben der Eingangs-
tür oder in der Nähe ein Preisverzeichnis anzu-
bringen, auf dem die Preise der angebotenen
Speisen verzeichnet sind.

(10) Für andere Dienstleistungsarten als die
in Abs. 2 genannten kann der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie die Aus-
zeichnungspflicht und -art für Letztverbraucher-
preise entsprechend den in den Abs. 1 bis 9 fest-
gelegten Grundsätzen durch Verordnung fest-
legen, wenn dies zur Sicherung der Preisver-
gleichsmöglichkeit erforderlich ist. Hiebei kann
vorgesehen werden, daß der Preis des für die
Dienstleistung erforderlichen Materials gesondert
ersichtlich zu machen ist.

(11) Wenn volkswirtschaftliche Gründe dafür
sprechen, kann der Bundesminister für Handel,

Gewerbe und Industrie von der Verpflichtung
zur Ersichtlichmachung der Preise im Einzelfalle
durch Bescheid oder generell durch Verordnung
Ausnahmen anordnen oder durch Verordnung
nähere Vorschriften über die Art der Ersicht-
lichmachung der Preise für einzelne Branchen
und innerhalb dieser erlassen. Die Verordnungen
sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kund-
zumachen.

(12) Die Vorschriften der Gewerbeordnung
1973 über Ersichtlichmachung der Preise bleiben
durch die Vorschriften der Abs. 1 bis 9 unbe-
rührt.

(13) Preise sind derart ersichtlich zu machen,
daß die Umsatzsteuer miteingeschlossen ist.

(14) In öffentlich angekündigten Preisen ist
die Umsatzsteuer ebenso mit einzuschließen.

(15) An Letztverbraucher gerichtete Anbote
und Kostenvoranschläge sind so zu erstellen,
daß die Umsatzsteuer in die Endsumme des
Anbotes oder Kostenvoranschlages eingeschlossen
ist.

Kostenersatz für die behördliche Preisbestim-
mung

§ 12. (1) Für die im Sinne dieses Bundesgesetzes
auf Antrag vorgenommene behördliche Preisbe-
stimmung ist ein Kostenersatz von mindestens
10 S und höchstens 2000 S zu entrichten. Die
in diesem Rahmen vorzunehmende Bemessung
des Kostenersatzes hat sich im Einzelfalle nach
dem Umfang und der Schwierigkeit der be-
hördlichen Preisbestimmung und dem Werte
der von der behördlichen Preisbestimmung be-
troffenen Sachgüter oder Leistungen zu rich-
ten.

(2) Zur Entrichtung des Kostenersatzes gemäß
Abs. 1 ist der Antragsteller verpflichtet. Mehrere
Antragsteller haften als Gesamtschuldner.

(3) Die Körperschaften des öffentlichen Rech-
tes sind von der Entrichtung eines Kostener-
satzes befreit.

Verschwiegenheitspflicht

§ 13. (1) Die Mitglieder (Ersatzmänner) der
Preiskommission sowie allenfalls herangezogene
Sachverständige dürfen Amts-, Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnisse, die ihnen in dieser Eigen-
schaft anvertraut wurden oder zugänglich ge-
worden sind, während der Dauer ihrer Be-
stellung und auch nach Erlöschen ihrer Funktion
nicht offenbaren oder verwerten. Sie sind, soweit
sie nicht beamtete Vertreter sind, vom zuständi-
gen Bundesminister auf die gewissenhafte Er-
füllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

(2) Diese Bestimmung gilt sinngemäß für die
Anhörung durch die Landeshauptmänner.

Preistreiberei

§ 14. (1) Einer Preistreiberei macht sich schul-
dig, wer für Sachgüter oder Leistungen, die
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unmittelbar oder mittelbar der Befriedigung
lebenswichtiger Bedürfnisse dienen (im folgenden
kurz Bedarfsgegenstand und Bedarfsleistung ge-
nannt), ein offenbar übermäßiges Entgelt fordert,
annimmt oder sich versprechen läßt. Fortlaufende
Bezüge an Gehalt und Lohn fallen nicht unter
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

(2) Als Entgelt ist die Summe aller Ver-
mögenswerte anzusehen, die aus Anlaß der Ver-
äußerung des Bedarfsgegenstandes oder der Er-
bringung der Bedarfsleistung (Abs. 1) gewährt
werden oder gewährt werden sollen.

(3) Als offenbar übermäßig ist ein Entgelt
anzusehen, das den von der zuständigen Stelle
für Bedarfsgegenstände oder Bedarfsleistungen
der in Betracht kommenden Art amtlich fest-
gesetzten Preis überschreitet oder den nach den
einschlägigen amtlichen Vorschriften über die
Preiserstellung sich ergebenden Preis erheblich
übersteigt; besteht ein solcher Preis im einzel-
nen Falle nicht, so gilt als offenbar übermäßig
ein Entgelt, das den für Bedarfsgegenstände
oder Bedarfsleistungen der gleichen Art und
Beschaffenheit am Orte des Verkaufes oder der
Erbringung der Bedarfsleistung im ordentlichen
Geschäftsverkehr jeweils üblichen Preis erheb-
lich überschreitet.

(4) Unter unzulässigem Entgelt im Sinne
dieses Bundesgesetzes ist der Unterschied zwi-
schen dem Entgelt und dem zulässigen Preis zu
verstehen.

Strafbestimmungen

§ 15. (1) Die Preistreiberei (§ 14) begründet
eine Verwaltungsübertretung. Diese ist mit
Geldstrafe bis zu 50000 S, im Falle ihrer Un-
einbringlichkeit mit Arrest bis zu zehn Tagen,
im Wiederholungsfalle jedoch mit einer Geld-
strafe bis zu 100000 S, im Falle ihrer Unein-
bringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen zu
bestrafen.

(2) Das gewährte unzulässige Entgelt ist ganz
oder teilweise für verfallen zu erklären.

§ 16. (1) Wer den Bestimmungen der §§ 9,
10, 11 oder einer auf Grund der §§ 9 oder 11
erlassenen Verordnung oder einer Bedingung
oder einer Auflage gemäß § 5 zuwiderhandelt,
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist hie-
für mit einer Geldstrafe bis zu 15000 S, im Falle
ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu einer
Woche zu bestrafen.

(2) Wer die Auswirkungen der Senkung von
Zöllen sowie von Ausgleichsabgabebeträgen für
landwirtschaftliche Erzeugnisse und deren Ver-
arbeitungsprodukte dadurch umgeht, daß er,
ohne daß dies durch entsprechende Kosten-
erhöhungen verursacht ist, die Senkung durch
Preiserhöhung ganz oder teilweise unwirksam
macht, begeht eine Verwaltungsübertretung und
wird mit einer Geldstrafe bis zu 50000 S, im
Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu
zehn Tagen bestraft.

(3) Bei NichtWeitergabe der Senkung von
Zöllen sowie von Ausgleichsabgabebeträgen für
landwirtschaftliche Erzeugnisse und deren Ver-
arbeitungsprodukte kann das unzulässige Entgelt
ganz oder teilweise für verfallen erklärt werden.

§ 17. (1) Die Durchführung von Verwaltungs-
strafverfahren nach diesem Bundesgesetz obliegt
den Bezirksverwaltungsbehörden, im Wirkungs-
bereich einer Bundespolizeibehörde dieser. Die
Bundesgendarmerie hat bei der Einleitung und
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren
mitzuwirken.

(2) Die Verjährungsfrist (S 31 Abs. 2 VStG
1950) beträgt bei den Verwaltungsübertretungen
nach diesem Bundesgesetz sechs Monate.

§ 18. Die Verletzung von Geheimnissen ent-
gegen dem § 13 ist nach § 122 des Strafgesetz-
buches zu bestrafen, wenn die Tat nicht nach
einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe
bedroht ist.

Schlußbestimmungen

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli
1976 in Kraft und am 30. Juni 1978 außer Kraft.

(2) Das Preisregelungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 151, zuletzt geändert durch Bundesgesetz
BGBl. Nr. 804/1974, tritt mit Ablauf des
30. Juni 1976 mit der Maßgabe außer Kraft,
daß die nach diesen Vorschriften erlassenen Be-
scheide als auf Grund dieses Bundesgesetzes er-
lassene Bescheide gelten.

(3) Die auf Grund des Preisregelungsgesetzes
1957, BGBl. Nr. 151, zuletzt geändert durch
Bundesgesetz BGBl. Nr. 804/1974, erlassenen
Verordnungen bleiben als Bundesgesetze so lange
weiter in Kraft, bis ihren Gegenstand regelnde
Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes
in Wirksamkeit getreten sind.

(4) Die Bestimmungen des § 73 Abs. 2 und 3
der Gewerbeordnung 1973 und des § 12 des
Bundesgesetzes vom 26. September 1923, BGBl.
Nr. 531, gegen den unlauteren Wettbewerb, in
der geltenden Fassung, soweit letzterer die Er-
sichtlichmachung des Preises der Ware, ausge-
nommen des Preises in Beziehung auf bestimmte
Gewichts- oder Mengeneinheiten, betrifft, sind
während der Geltungsdauer dieses Bundesgesetzes
insoweit nicht anwendbar, als dieses Bundes-
gesetz oder auf Grund dieses Bundesgesetzes er-
lassene Verordnungen entsprechende besondere
Vorschriften enthalten.

(5) Die Bestimmungen der auf Grund des
§ 375 Abs. 1 Z. 47 der Gewerbeordnung 1973
bis zur Erlassung der in der Gewerbeordnung
1973 vorgesehenen entsprechenden Verordnung
als Bundesgesetz in Geltung stehenden Verord-
nung des Bundesministeriums für Handel und
Wiederaufbau über die Ersichtlichmachung der
Preise im Gast- und Schankgewerbe, BGBl.
Nr. 46/1954, in der Fassung der Kundmachung
BGBl. Nr. 276/1959 werden durch dieses Bun-
desgesetz nicht berührt.
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(6) Auf Handlungen oder Unterlassungen, die
vor dem 1. Juli 1976 gesetzt worden sind, finden
die Bestimmungen des Preistreibereigesetzes 1959,
BGBl. Nr. 49, zuletzt geändert durch Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 805/1974, mit der Maßgabe
Anwendung, daß keine strengere Strafe ausge-
sprochen werden darf, als nach § 15 dieses Bun-
desgesetzes zu verhängen wäre.

Artikel III

(1) Mit der Vollziehung des Artikels I ist
die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Artikels II sind
hinsichtlich des § 5 Abs. 6 der Bundesminister

für Finanzen,
hinsichtlich des § 18 und hinsichtlich des § 19

Abs. 6, soweit er durch die Gerichte zu voll-
ziehen ist, der Bundesminister für Justiz,

hinsichtlich der §§ 7 Abs. 3 und 17 Abs. 1
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie und der Bundesminister für Inneres,

hinsichtlich des § 8 Abs. 1 und der dem Bun-
desminister für Gesundheit und Umweltschutz
gemäß § 10 Abs. 1 eingeräumten Befugnisse —
nach Maßgabe des § 8 Abs. 2 im Einvernehmen
mit den Bundesministern für Finanzen und für
Land- und Forstwirtschaft — der Bundesminister
für Gesundheit und Umweltschutz und

hinsichtlich der übrigen Bestimmungen —
nach Maßgabe des § 8 Abs. 2 im Einvernehmen
mit den Bundesministern für Finanzen und für
Land- und Forstwirtschaft — der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Bielka Moser
Staribacher Rösch Broda Lütgendorf

Sinowatz Firnberg

Anlage

Sachgüter und Leistungen

I. Sachgüter

1. Eisenschrott einschließlich Gußbruch.

2. Rohblei, -zink, -kupfer und Kupferlegierun-
gen, Altmetalle, Konzentrate.

3. Anthrazit, Steinkohle, Braunkohle, Lignite,
Koks, Briketts.

4. Erdöl und seine Derivate, Benzol.

5. Alle zur Herstellung pharmazeutischer Pro-
dukte und Präparate notwendigen Rohstoffe
und Halbfabrikate (mit Ausnahme der durch
die Arzneitaxe zu regelnden Vergütungssätze
bei der Abgabe in Apothekenbetrieben), Sera,
Impfstoffe, pharmazeutische Spezialitäten (mit

Ausnahme der Kosmetika) gemäß der Speziali-
tätenordnung, BGBl. Nr. 99/1947, in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 112/
1948 und BGBl. Nr. 126/1952.

6. a) Erzeugnisse in- und ausländischer Her-
kunft:
Weizen (mit Ausnahme von Saatgut),
Roggen (mit Ausnahme von Saatgut),
alle Mahlprodukte aus Weizen und Roggen,
Schwarzbrot und Weißkleingebäck, ge-
formt und ungeformt, sofern es sich nicht
um die Abgabe in Betrieben des Gast-
gewerbes handelt,
Kunstspeisefette und Speiseöle jeder Art
mit Ausnahme von Olivenöl,
Margarine, Margarineschmalz, Ölmargarine,
Schlachtschweine, Schlachtpferde,
Schlachtrinder,
Fleisch, Fleischwaren (einschließlich Konser-
ven) und Schlachtprodukte von Rindern,
Schweinen und Pferden,
Schweineschmalz,
Schweinespeck,
Kuhmilch jeder Art mit Ausnahme von
Kondensmilch,
Rahm,
Obers,
Butter,
Butterschmalz,
Topfen,
Käse aus Kuhmilch mit Ausnahme von
Streichkäse und Margarinestreichkäse sowie
garniertem Liptauer,
Zucker und Melasse,
Zuckerrüben;

b) Erzeugnisse ausländischer Herkunft:
Eier (Hühnereier, Trockenei, flüssiges Ei),
Kabeljau, Seelachs, Goldbarsch einschließ-
lich deren Filets,
Ölsaaten (mit Ausnahme von Saflor, Mohn
und Senfsaat; ferner mit Ausnahme von
Raps, Rübsen, Kürbiskernen und Sonnen-
blumenkernen, soweit diese Sackgüter
anderen Zwecken als der Herstellung von
Speisefetten und Speiseölen dienen),
Ölkuchen, -schrot, -mehl,
Zucker (Rohrzucker).

7. Energielieferungen jeder Art und damit im
Zusammenhang stehende Nebenleistungen.

II. Leistungen

Leistungen (Lohnarbeiten) nachstehender Unter-
nehmungen:
Bäcker,
Butter- und Käseschmelzwerke,
Fleischhauer,
Selcher und fleischverarbeitende Betriebe,
Käsereien,
Molkereien,
Müller.


